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ErbStG-Synopse 

ErbStG a.F. ErbStG nach BR-Beschluss v. 14.10.2016 

§ 13a
Steuerbefreiung für Betriebsvermögen, Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 

und Anteile an Kapitalgesellschaften 
(1) 
Der Wert von Betriebsvermögen, land- und 
forstwirtschaftlichem Vermögen und Anteilen an 
Kapitalgesellschaften im Sinne des § 13b Abs. 4 bleibt 
insgesamt außer Ansatz (Verschonungsabschlag).  

(1) 
Begünstigtes Vermögen im Sinne des § 13b Abs. 2 bleibt 
vorbehaltlich der folgenden Absätze zu 85 Prozent 
steuerfrei (Verschonungsabschlag), wenn der Erwerb 
begünstigten Vermögens im Sinne des § 13b Abs. 2 
zuzüglich der Erwerbe im Sinne des Satzes 2 insgesamt 
26 Millionen Euro nicht übersteigt. Bei mehreren 
Erwerben begünstigten Vermögens im Sinne des § 13b 
Abs. 2 von derselben Person innerhalb von zehn Jahren 
werden bei der Anwendung des Satzes 1 die früheren 
Erwerbe nach ihrem früheren Wert dem letzten Erwerb 
hinzugerechnet. Wird die Grenze von 26 Millionen Euro 
durch mehrere innerhalb von zehn Jahren von derselben 
Person anfallende Erwerbe überschritten, entfällt die 
Steuerbefreiung für die bis dahin nach Satz 1 oder Absatz 
10 als steuerfrei behandelten früheren Erwerbe mit 
Wirkung für die Vergangenheit. Die Festsetzungsfrist für 
die Steuer der früheren Erwerbe endet nicht vor dem 
Ablauf des vierten Jahres, nachdem das für die 
Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt von dem letzten 
Erwerb Kenntnis erlangt.  

Voraussetzung ist, dass die Summe der maßgebenden 
jährlichen Lohnsummen (Absatz 4) des Betriebs, bei 
Beteiligungen an einer Personengesellschaft oder 
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft des Betriebs der 
jeweiligen Gesellschaft, innerhalb von fünf Jahren nach 
dem Erwerb (Lohnsummenfrist) insgesamt 400 Prozent 
der Ausgangslohnsumme nicht unterschreitet 
(Mindestlohnsumme). Ausgangslohnsumme ist die 
durchschnittliche Lohnsumme der letzten fünf vor dem 
Zeitpunkt der Entstehung der Steuer endenden 
Wirtschaftsjahre. Satz 2 ist nicht anzuwenden, wenn die 
Ausgangslohnsumme 0 Euro beträgt oder der Betrieb 
unter Einbeziehung der in Absatz 4 Satz 5 genannten 
Beteiligungen und der nach Maßgabe dieser 
Bestimmung anteilig einzubeziehenden Beschäftigten 
nicht mehr als 20 Beschäftigte hat. Unterschreitet die 
Summe der maßgebenden jährlichen Lohnsummen die 
Mindestlohnsumme, vermindert sich der nach Satz 1 zu 
gewährende Verschonungsabschlag mit Wirkung für die 
Vergangenheit in demselben prozentualen Umfang, wie 
die Mindestlohnsumme unterschritten wird. 

- vgl. § 13a Abs. 3 n.F. - 

(1a) 
Das für die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit 
örtlich zuständige Finanzamt im Sinne des § 152 

- vgl. § 13a Abs. 4 n.F. - 
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Nummer 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes stellt die 
Ausgangslohnsumme, die Anzahl der Beschäftigten und 
die Summe der maßgebenden jährlichen Lohnsummen 
gesondert fest, wenn diese Angaben für die 
Erbschaftsteuer oder eine andere Feststellung im Sinne 
dieser Vorschrift von Bedeutung sind. Die Entscheidung 
über die Bedeutung trifft das Finanzamt, das für die 
Festsetzung der Erbschaftsteuer oder die Feststellung 
nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des 
Bewertungsgesetzes zuständig ist. § 151 Abs. 3 und die 
§§ 152 bis 156 des Bewertungsgesetzes sind auf die 
Sätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 
(2) 
Der nicht unter § 13b Abs. 4 fallende Teil des 
Vermögens im Sinne des § 13b Abs. 1 bleibt 
vorbehaltlich des Satzes 3 außer Ansatz, soweit der 
Wert dieses Vermögens insgesamt 150.000 Euro nicht 
übersteigt (Abzugsbetrag). Der Abzugsbetrag von 
150.000 Euro verringert sich, wenn der Wert dieses 
Vermögens insgesamt die Wertgrenze von 150.000 Euro 
übersteigt, um 50 Prozent des diese Wertgrenze 
übersteigenden Betrags. Der Abzugsbetrag kann 
innerhalb von zehn Jahren für von derselben Person 
anfallende Erwerbe nur einmal berücksichtigt werden.  

(2) 
Der nach Anwendung des Absatzes 1 verbleibende Teil 
des Vermögens bleibt außer Ansatz, soweit der Wert 
dieses Vermögens insgesamt 150.000 Euro nicht 
übersteigt (Abzugsbetrag). Der Abzugsbetrag von 150.000 
Euro verringert sich, soweit der Wert dieses Vermögens 
insgesamt die Wertgrenze von 150.000 Euro übersteigt, 
um 50 Prozent des diese Wertgrenze übersteigenden 
Betrags. Der Abzugsbetrag kann innerhalb von zehn 
Jahren für von derselben Person anfallende Erwerbe nur 
einmal berücksichtigt werden. 

(3) 
Ein Erwerber kann den Verschonungsabschlag 
(Absatz 1) und den Abzugsbetrag (Absatz 2) nicht in 
Anspruch nehmen, soweit er Vermögen im Sinne des 
§ 13b Abs. 1 auf Grund einer letztwilligen Verfügung des
Erblassers oder einer rechtsgeschäftlichen Verfügung 
des Erblassers oder Schenkers auf einen Dritten 
übertragen muss. Gleiches gilt, wenn ein Erbe im 
Rahmen der Teilung des Nachlasses Vermögen im Sinne 
des § 13b Abs. 1 auf einen Miterben überträgt. 

 - vgl. § 13a Abs. 5 n.F. - 

- vgl. § 13a Abs. 1 a.F. - (3) 
Voraussetzung für die Gewährung des 
Verschonungsabschlags nach Absatz 1 ist, dass die Summe 
der maßgebenden jährlichen Lohnsummen (Sätze 6 bis 
13) des Betriebs, bei Beteiligungen an einer
Personengesellschaft oder Anteilen an einer 
Kapitalgesellschaft des Betriebs der jeweiligen 
Gesellschaft innerhalb von fünf Jahren nach dem Erwerb 
(Lohnsummenfrist) insgesamt 400 Prozent der 
Ausgangslohnsumme nicht unterschreitet 
(Mindestlohnsumme). Ausgangslohnsumme ist die 
durchschnittliche Lohnsumme der letzten fünf vor dem 
Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9) endenden 
Wirtschaftsjahre. Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn  
1. die Ausgangslohnsumme 0 Euro beträgt oder
2. der Betrieb unter Einbeziehung der in den Sätzen 11

bis 13 genannten Beteiligungen und Gesellschaften
sowie der nach Maßgabe dieser Bestimmung anteilig
einzubeziehenden Beschäftigten nicht mehr als fünf
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Beschäftigte hat.  
An die Stelle der Mindestlohnsumme von 400 Prozent 
tritt bei  
1. mehr als fünf, aber nicht mehr als zehn Beschäftigten

eine Mindestlohnsumme von 250 Prozent,
2. mehr als zehn, aber nicht mehr als 15 Beschäftigten

eine Mindestlohnsumme von 300 Prozent.
Unterschreitet die Summe der maßgebenden jährlichen 
Lohnsummen die Mindestlohnsumme, vermindert sich 
der nach Absatz 1 zu gewährende Verschonungsabschlag 
mit Wirkung für die Vergangenheit in demselben 
prozentualen Umfang, wie die Mindestlohnsumme 
unterschritten wird.  

(4) 
Die Lohnsumme umfasst alle Vergütungen (Löhne und 
Gehälter und andere Bezüge und Vorteile), die im 
maßgebenden Wirtschaftsjahr an die auf den Lohn- und 
Gehaltslisten erfassten Beschäftigten gezahlt werden; 
außer Ansatz bleiben Vergütungen an solche 
Arbeitnehmer, die nicht ausschließlich oder 
überwiegend in dem Betrieb tätig sind. 

Die Lohnsumme umfasst alle Vergütungen (Löhne und 
Gehälter und andere Bezüge und Vorteile), die im 
maßgebenden Wirtschaftsjahr an die auf den Lohn- und 
Gehaltslisten erfassten Beschäftigten gezahlt werden. 
Außer Ansatz bleiben Vergütungen an solche 
Beschäftigte, 
1. die sich im Mutterschutz im Sinne des

Mutterschutzgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318),
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23.
Oktober 2012 (BGBl. I S. 2246) geändert worden ist,
oder

2. in einem Ausbildungsverhältnis befinden,
3. die Krankengeld im Sinne des § 44 des Fünften Buchs

Sozialgesetzbuch - Gesetzliche
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Mai 2016 (BGBl. I 
S. 1254) geändert worden ist, oder 

4. Elterngeld im Sinne des Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33)
beziehen oder

5. die nicht ausschließlich oder überwiegend in dem
Betrieb tätig sind (Saisonarbeiter);

diese im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9) 
einem Betrieb zuzurechnenden Beschäftigten bleiben bei 
der Anzahl der Beschäftigten des Betriebs im Sinne der 
Sätze 3 und 4 unberücksichtigt. 

Zu den Vergütungen zählen alle Geld- oder 
Sachleistungen für die von den Beschäftigten erbrachte 
Arbeit, unabhängig davon, wie diese Leistungen 
bezeichnet werden und ob es sich um regelmäßige oder 
unregelmäßige Zahlungen handelt. Zu den Löhnen und 
Gehältern gehören auch alle von den Beschäftigten zu 
entrichtenden Sozialbeiträge, Einkommensteuern und 
Zuschlagsteuern auch dann, wenn sie vom Arbeitgeber 
einbehalten und von ihm im Namen des Beschäftigten 
direkt an den Sozialversicherungsträger und die 

Zu den Vergütungen zählen alle Geld- oder Sachleistungen 
für die von den Beschäftigten erbrachte Arbeit, 
unabhängig davon, wie diese Leistungen bezeichnet 
werden und ob es sich um regelmäßige oder 
unregelmäßige Zahlungen handelt. Zu den Löhnen und 
Gehältern gehören alle von den Beschäftigten zu 
entrichtenden Sozialbeiträge, Einkommensteuern und 
Zuschlagsteuern auch dann, wenn sie vom Arbeitgeber 
einbehalten und von ihm im Namen des Beschäftigten 
direkt an den Sozialversicherungsträger und die 

https://www.deubner-steuern.de/


4 
 

Spezialreport & Synopse ErbStG 2016 © Deubner Verlag GmbH & Co. KG Deubner-Steuern.de 
 

Steuerbehörde abgeführt werden. Zu den Löhnen und 
Gehältern zählen alle vom Beschäftigten empfangenen 
Sondervergütungen, Prämien, Gratifikationen, 
Abfindungen, Zuschüsse zu Lebenshaltungskosten, 
Familienzulagen, Provisionen, Teilnehmergebühren und 
vergleichbare Vergütungen.  

Steuerbehörde abgeführt werden. Zu den Löhnen und 
Gehältern zählen alle von den Beschäftigten 
empfangenen Sondervergütungen, Prämien, 
Gratifikationen, Abfindungen, Zuschüsse zu 
Lebenshaltungskosten, Familienzulagen, Provisionen, 
Teilnehmergebühren und vergleichbare Vergütungen.  

Gehören zum Betriebsvermögen des Betriebs, bei 
Beteiligungen an einer Personengesellschaft und 
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft des Betriebs der 
jeweiligen Gesellschaft, unmittelbar oder mittelbar 
Beteiligungen an Personengesellschaften, die ihren Sitz 
oder ihre Geschäftsleitung im Inland, einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
Staat des Europäischen Wirtschaftsraums haben, oder 
Anteile an Kapitalgesellschaften, die ihren Sitz oder ihre 
Geschäftsleitung im Inland, einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraums haben, wenn die 
unmittelbare oder mittelbare Beteiligung mehr als 25 
Prozent beträgt, sind die Lohnsummen und die Anzahl 
der Beschäftigten dieser Gesellschaften einzubeziehen 
zu dem Anteil, zu dem die unmittelbare und mittelbare 
Beteiligung besteht. 

Gehören zum Betriebsvermögen des Betriebs, bei 
Beteiligungen an einer Personengesellschaft und Anteilen 
an einer Kapitalgesellschaft des Betriebs der jeweiligen 
Gesellschaft, unmittelbar oder mittelbar Beteiligungen an 
Personengesellschaften, die ihren Sitz oder ihre 
Geschäftsleitung im Inland, einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraums haben, sind die Lohnsummen und die 
Anzahl der Beschäftigten dieser Gesellschaften 
einzubeziehen zu dem Anteil, zu dem die unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligung besteht. Satz 11 gilt für 
Anteile an Kapitalgesellschaften entsprechend, wenn die 
unmittelbare oder mittelbare Beteiligung mehr als 
25 Prozent beträgt. Im Fall einer Betriebsaufspaltung 
sind die Lohnsummen und die Anzahl der Beschäftigten 
der Besitzgesellschaft und der Betriebsgesellschaft 
zusammenzuzählen. 

- vgl. § 13a Abs. 1a a.F. - (4) 
Das für die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit örtlich 
zuständige Finanzamt im Sinne des § 152 Nummer 1 bis 3 
des Bewertungsgesetzes stellt die Ausgangslohnsumme, 
die Anzahl der Beschäftigten und die Summe der 
maßgebenden jährlichen Lohnsummen gesondert fest, 
wenn diese Angaben für die Erbschaftsteuer oder eine 
andere Feststellung im Sinne dieser Vorschrift von 
Bedeutung sind. Bei Anteilen an Kapitalgesellschaften, 
die nach § 11 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes zu 
bewerten sind, trifft die Feststellungen des Satzes 1 das 
örtlich zuständige Finanzamt entsprechend § 152 
Nummer 3 des Bewertungsgesetzes. Die Entscheidung 
über die Bedeutung trifft das Finanzamt, das für die 
Festsetzung der Erbschaftsteuer oder die Feststellung 
nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des 
Bewertungsgesetzes zuständig ist. § 151 Abs. 3 und die 
§§ 152 bis 156 des Bewertungsgesetzes sind auf die Sätze 
1 bis 3 entsprechend anzuwenden. 

- vgl. § 13a (3) a.F. - (5) 
Ein Erwerber kann den Verschonungsabschlag (Absatz 1) 
und den Abzugsbetrag (Absatz 2) nicht in Anspruch 
nehmen, soweit er begünstigtes Vermögen im Sinne des 
§ 13b Abs. 2 auf Grund einer letztwilligen Verfügung des 
Erblassers oder einer rechtsgeschäftlichen Verfügung des 
Erblassers oder Schenkers auf einen Dritten übertragen 
muss. Gleiches gilt, wenn ein Erbe im Rahmen der Teilung 
des Nachlasses begünstigtes Vermögen im Sinne des 
§ 13b Abs. 2 auf einen Miterben überträgt. 

- vgl. § 13b (3) a.F. - Überträgt ein Erbe erworbenes begünstigtes Vermögen 

https://www.deubner-steuern.de/
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im Sinne des § 13b Abs. 2 im Rahmen der Teilung des 
Nachlasses auf einen Dritten und gibt der Dritte dabei 
diesem Erwerber nicht begünstigtes Vermögen hin, das er 
vom Erblasser erworben hat, erhöht sich insoweit der 
Wert des begünstigten Vermögens des Dritten um den 
Wert des hingegebenen Vermögens, höchstens jedoch um 
den Wert des übertragenen Vermögens. 

(5) 
Der Verschonungsabschlag (Absatz 1) und der 
Abzugsbetrag (Absatz 2) fallen nach Maßgabe des 
Satzes 2 mit Wirkung für die Vergangenheit weg, soweit 
der Erwerber innerhalb von fünf Jahren (Behaltensfrist) 

(6) 
Der Verschonungsabschlag (Absatz 1) und der 
Abzugsbetrag (Absatz 2) fallen nach Maßgabe des Satzes 2 
mit Wirkung für die Vergangenheit weg, soweit der 
Erwerber innerhalb von fünf Jahren (Behaltensfrist) 

1. einen Gewerbebetrieb oder einen Teilbetrieb, einen 
Anteil an einer Gesellschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes, einen Anteil eines 
persönlich haftenden Gesellschafters einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien oder einen Anteil 
daran veräußert; als Veräußerung gilt auch die 
Aufgabe des Gewerbebetriebs. Gleiches gilt, wenn 
wesentliche Betriebsgrundlagen eines 
Gewerbebetriebs veräußert oder in das 
Privatvermögen überführt oder anderen 
betriebsfremden Zwecken zugeführt werden oder 
wenn Anteile an einer Kapitalgesellschaft veräußert 
werden, die der Veräußerer durch eine Sacheinlage 
(§ 20 Abs. 1 des Umwandlungssteuergesetzes vom 
7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782, 2791), geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. August 2007 
(BGBl. I S. 1912), in der jeweils geltenden Fassung) 
aus dem Betriebsvermögen im Sinne des § 13b 
erworben hat oder ein Anteil an einer Gesellschaft 
im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder 
§ 18 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes oder ein 
Anteil daran veräußert wird, den der Veräußerer 
durch eine Einbringung des Betriebsvermögens im 
Sinne des § 13b in eine Personengesellschaft (§ 24 
Abs. 1 des Umwandlungssteuergesetzes) erworben 
hat; 

1. einen Gewerbebetrieb oder einen Teilbetrieb, eine 
Beteiligung an einer Gesellschaft im Sinne des § 15 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes, einen Anteil eines 
persönlich haftenden Gesellschafters einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien oder einen Anteil 
daran veräußert; als Veräußerung gilt auch die 
Aufgabe des Gewerbebetriebs. Gleiches gilt, wenn 
wesentliche Betriebsgrundlagen eines 
Gewerbebetriebs veräußert oder in das 
Privatvermögen überführt oder anderen 
betriebsfremden Zwecken zugeführt werden oder 
wenn Anteile an einer Kapitalgesellschaft veräußert 
werden, die der Veräußerer durch eine Sacheinlage 
(§ 20 Abs. 1 des Umwandlungssteuergesetzes vom 
7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782, 2791), geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. November 2015 
(BGBl. I S. 1834), in der jeweils geltenden Fassung aus 
dem Betriebsvermögen im Sinne des § 13b erworben 
hat oder wenn eine Beteiligung an einer Gesellschaft 
im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder 
§ 18 Abs. 4 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes oder 
ein Anteil daran veräußert wird, den der Veräußerer 
durch eine Einbringung des Betriebsvermögens im 
Sinne des § 13b in eine Personengesellschaft (§ 24 
Abs. 1 des Umwandlungssteuergesetzes) erworben 
hat; 

2. das land- und forstwirtschaftliche Vermögen im 
Sinne des § 168 Abs. 1 Nr. 1 des Bewertungsgesetzes 
und selbst bewirtschaftete Grundstücke im Sinne 
des § 159 des Bewertungsgesetzes veräußert. 
Gleiches gilt, wenn das land- und forstwirtschaftliche 
Vermögen dem Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft nicht mehr dauernd zu dienen 
bestimmt ist oder wenn der bisherige Betrieb 
innerhalb der Behaltensfrist als Stückländerei zu 
qualifizieren wäre oder Grundstücke im Sinne des 
§ 159 des Bewertungsgesetzes nicht mehr selbst 
bewirtschaftet werden; 

2. das land- und forstwirtschaftliche Vermögen im Sinne 
des § 168 Abs. 1 Nr. 1 des Bewertungsgesetzes und 
selbst bewirtschaftete Grundstücke im Sinne des § 159 
des Bewertungsgesetzes veräußert. Gleiches gilt, wenn 
das land- und forstwirtschaftliche Vermögen einem 
Betrieb der Land- und Forstwirtschaft nicht mehr 
dauernd zu dienen bestimmt ist oder wenn der 
bisherige Betrieb innerhalb der Behaltensfrist als 
Stückländerei zu qualifizieren wäre oder Grundstücke 
im Sinne des § 159 des Bewertungsgesetzes nicht 
mehr selbst bewirtschaftet werden; 

3. als Inhaber eines Gewerbebetriebs, Gesellschafter 
einer Gesellschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 und 

3. als Inhaber eines Gewerbebetriebs, als Gesellschafter 
einer Gesellschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
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Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes oder persönlich 
haftender Gesellschafter einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien bis zum Ende des 
letzten in die Fünfjahresfrist fallenden 
Wirtschaftsjahres Entnahmen tätigt, die die Summe 
seiner Einlagen und der ihm zuzurechnenden 
Gewinne oder Gewinnanteile seit dem Erwerb um 
mehr als 150 000 Euro übersteigen; Verluste bleiben 
unberücksichtigt. Gleiches gilt für Inhaber eines 
begünstigten Betriebs der Land- und Forstwirtschaft 
oder eines Teilbetriebs oder eines Anteils an einem 
Betrieb der Land- und Forstwirtschaft. Bei 
Ausschüttungen an Gesellschafter einer 
Kapitalgesellschaft ist sinngemäß zu verfahren; 

und Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 Satz 2 des 
Einkommensteuergesetzes oder oder als persönlich 
haftender Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien bis zum Ende des letzten in die 
Fünfjahresfrist fallenden Wirtschaftsjahres Entnahmen 
tätigt, die die Summe seiner Einlagen und der ihm 
zuzurechnenden Gewinne oder Gewinnanteile seit 
dem Erwerb um mehr als 150 000 Euro übersteigen; 
Verluste bleiben unberücksichtigt. Gleiches gilt für 
Inhaber eines begünstigten Betriebs der Land- und 
Forstwirtschaft oder eines Teilbetriebs oder eines 
Anteils an einem Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft. Bei Ausschüttungen an Gesellschafter 
einer Kapitalgesellschaft ist sinngemäß zu verfahren; 

4. Anteile an Kapitalgesellschaften im Sinne des § 13b 
ganz oder teilweise veräußert; eine verdeckte 
Einlage der Anteile in eine Kapitalgesellschaft steht 
der Veräußerung der Anteile gleich. Gleiches gilt, 
wenn die Kapitalgesellschaft innerhalb der Frist 
aufgelöst oder ihr Nennkapital herabgesetzt wird, 
wenn diese wesentliche Betriebsgrundlagen 
veräußert und das Vermögen an die Gesellschafter 
verteilt wird; Satz 1 Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend; 

4. Anteile an Kapitalgesellschaften im Sinne des § 13b 
Abs. 1 Nr. 3 ganz oder teilweise veräußert; eine 
verdeckte Einlage der Anteile in eine 
Kapitalgesellschaft steht der Veräußerung der Anteile 
gleich. Gleiches gilt, wenn die Kapitalgesellschaft 
innerhalb der Frist aufgelöst oder ihr Nennkapital 
herabgesetzt wird, wenn diese wesentliche 
Betriebsgrundlagen veräußert und das Vermögen an 
die Gesellschafter verteilt wird; Satz 1 Nr. 1 Satz 2 gilt 
entsprechend; 

5. im Fall des § 13b Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 die 
Verfügungsbeschränkung oder die 
Stimmrechtsbündelung aufgehoben wird. 

5. im Fall des § 13b Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 die 
Verfügungsbeschränkung oder die 
Stimmrechtsbündelung aufgehoben wird. 

Der Wegfall des Verschonungsabschlags beschränkt sich 
in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 auf den Teil, 
der dem Verhältnis der im Zeitpunkt der schädlichen 
Verfügung verbleibenden Behaltensfrist einschließlich 
des Jahres, in dem die Verfügung erfolgt, zur gesamten 
Behaltensfrist ergibt. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1, 2 
und 4 ist von einer Nachversteuerung abzusehen, wenn 
der Veräußerungserlös innerhalb der nach § 13b Abs. 1 
begünstigten Vermögensart verbleibt. Hiervon ist 
auszugehen, wenn der Veräußerungserlös innerhalb 
von sechs Monaten in entsprechendes Vermögen 
investiert wird, das nicht zum Verwaltungsvermögen im 
Sinne des § 13b Abs. 2 gehört 

Der rückwirkende Wegfall des Verschonungsabschlags 
beschränkt sich in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1, 2, 4 
und 5 auf den Teil, der dem Verhältnis der im Zeitpunkt 
der schädlichen Verfügung verbleibenden Behaltensfrist 
einschließlich des Jahres, in dem die Verfügung erfolgt, 
zur gesamten Behaltensfrist entspricht. In den Fällen des 
Satzes 1 Nummer 1, 2 und 4 ist von einer rückwirkenden 
Besteuerung abzusehen, wenn der Veräußerungserlös 
innerhalb der jeweils nach § 13b Abs. 1 
begünstigungsfähigen Vermögensart verbleibt. Hiervon ist 
auszugehen, wenn der Veräußerungserlös innerhalb von 
sechs Monaten in entsprechendes Vermögen investiert 
wird, das zum begünstigten Vermögen im Sinne des § 13b 
Abs. 2 gehört. 

(6)  
Der Erwerber ist verpflichtet, dem für die 
Erbschaftsteuer zuständigen Finanzamt innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Ablauf der 
Lohnsummenfrist das Unterschreiten der 
Lohnsummengrenze im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 
anzuzeigen. In den Fällen des Absatzes 5 ist der 
Erwerber verpflichtet, dem für die Erbschaftsteuer 
zuständigen Finanzamt den entsprechenden 
Sachverhalt innerhalb einer Frist von einem Monat, 
nach dem der jeweilige Tatbestand verwirklicht wurde, 

(7) 
Der Erwerber ist verpflichtet, dem für die Erbschaftsteuer 
zuständigen Finanzamt innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten nach Ablauf der Lohnsummenfrist das 
Unterschreiten der Mindestlohnsumme (Abs. 3 Satz 1) 
anzuzeigen. In den Fällen des Absatzes 6 ist der Erwerber 
verpflichtet, dem für die Erbschaftsteuer zuständigen 
Finanzamt den entsprechenden Sachverhalt innerhalb 
einer Frist von einem Monat, nachdem der jeweilige 
Tatbestand verwirklicht wurde, anzuzeigen. Die 
Festsetzungsfrist für die Steuer endet nicht vor dem 
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anzuzeigen. Die Festsetzungsfrist für die Steuer endet 
nicht vor dem Ablauf des vierten Jahres, nachdem die 
Finanzbehörde von dem Unterschreiten der 
Lohnsummengrenze (Abs. 1 Satz 2) oder dem Verstoß 
gegen die Behaltensregelungen (Abs. 5) Kenntnis 
erlangt. Die Anzeige ist eine Steuererklärung im Sinne 
der Abgabenordnung. Sie ist schriftlich abzugeben. Die 
Anzeige hat auch dann zu erfolgen, wenn der Vorgang 
zu keiner Besteuerung führt. 

Ablauf des vierten Jahres, nachdem das für die 
Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt von dem 
Unterschreiten der Mindestlohnsumme (Abs. 3 Satz 1) 
oder dem Verstoß gegen die Behaltensregelungen (Abs. 6) 
Kenntnis erlangt. Die Anzeige ist eine Steuererklärung im 
Sinne der Abgabenordnung. Sie ist schriftlich abzugeben. 
Die Anzeige hat auch dann zu erfolgen, wenn der Vorgang 
zu keiner Besteuerung führt. 

(7) 
Soweit nicht inländisches Vermögen zum begünstigten 
Vermögen im Sinne des § 13b gehört, hat der 
Steuerpflichtige nachzuweisen, dass die 
Voraussetzungen für die Begünstigung im Zeitpunkt der 
Entstehung der Steuer und während der gesamten in 
den Absätzen 2 und 5 genannten Zeiträume bestehen. 

(8) 
Soweit nicht inländisches Vermögen zum begünstigten 
Vermögen im Sinne des § 13b Abs. 2 gehört, hat der 
Steuerpflichtige nachzuweisen, dass die Voraussetzungen 
für eine Steuerbefreiung im Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuer (§ 9) und während der gesamten in den Absätzen 3 
und 6 genannten Zeiträume bestehen. 

(8) 
Der Erwerber kann unwiderruflich erklären, dass die 
Steuerbefreiung nach den Absätzen 1 bis 7 in 
Verbindung mit § 13b nach folgender Maßgabe gewährt 
wird: 
1. In Absatz 1 Satz 2 tritt an die Stelle der 

Lohnsummenfrist von fünf Jahren eine 
Lohnsummenfrist von sieben Jahren und an die 
Stelle der maßgebenden Lohnsumme von 400 
Prozent eine maßgebende Lohnsumme von 
700 Prozent; 

2. in Absatz 5 tritt an die Stelle der Behaltensfrist von 
fünf Jahren eine Behaltensfrist von sieben Jahren; 

3. in § 13b Abs. 2 Satz 1 tritt an die Stelle des 
Prozentsatzes für das Verwaltungsvermögen von 
50 Prozent ein Prozentsatz von 10 Prozent;  

4. in § 13b Abs. 4 tritt an die Stelle des Prozentsatzes 
für die Begünstigung von 85 Prozent ein Prozentsatz 
von 100 Prozent. 

- vgl. § 13a Abs. 10 n.F. - 

(9)  
Die Absätze 1 bis 8 gelten in den Fällen des § 1 Abs. 1 
Nr. 4 entsprechend. 

- vgl. § 13a Abs. 11 n.F. - 
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  NEU (9) 
Für begünstigtes Vermögen im Sinne des § 13b Abs. 2 
wird vor Anwendung des Absatzes 1 ein Abschlag 
gewährt, wenn der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung 
Bestimmungen enthält, die  
1. die Entnahme oder Ausschüttung auf höchstens 37,5 

Prozent des um die auf den Gewinnanteil oder die 
Ausschüttung aus der Gesellschaft entfallenden 
Steuern vom Einkommen gekürzten Betrages des 
steuerrechtlichen Gewinns beschränken; Entnahmen 
zur Begleichung der auf den Gewinnanteil oder die 
Ausschüttungen aus der Gesellschaft entfallenden 
Steuern vom Einkommen bleiben von der 
Beschränkung der Entnahme oder Ausschüttung 
unberücksichtigt, und 

2. die Verfügung über die Beteiligung an der 
Personengesellschaft oder den Anteil an der 
Kapitalgesellschaft auf Mitgesellschafter, auf 
Angehörige im Sinne des § 15 der Abgabenordnung 
oder auf eine Familienstiftung (§ 1 Abs. 1 Nummer 4) 
beschränken, und 

3. für den Fall des Ausscheidens aus der Gesellschaft 
eine Abfindung vorsehen, die unter dem gemeinen 
Wert der Beteiligung an der Personengesellschaft 
oder des Anteils an der Kapitalgesellschaft liegt 

und die Bestimmungen den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechen. Gelten die in Satz 1 genannten 
Bestimmungen nur für einen Teil des begünstigten 
Vermögens im Sinne des § 13b Abs. 2, ist der Abschlag 
nur für diesen Teil des begünstigten Vermögens zu 
gewähren. Die Höhe des Abschlags entspricht der im 
Gesellschaftsvertrag oder der Satzung vorgesehenen 
prozentualen Minderung der Abfindung gegenüber dem 
gemeinen Wert (Satz 1 Nummer 3) und darf 30 Prozent 
nicht übersteigen. Die Voraussetzungen des Satzes 1 
müssen zwei Jahre vor dem Zeitpunkt der Entstehung 
der Steuer (§ 9) vorliegen. Die Steuerbefreiung entfällt 
mit Wirkung für die Vergangenheit, wenn die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht über einen Zeitraum 
von 20 Jahren nach dem Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuer (§ 9) eingehalten werden; §§ 13c und 28a bleiben 
unberührt. In den Fällen des Satzes 1  
1. ist der Erwerber verpflichtet, dem für die 

Erbschaftsteuer zuständigen Finanzamt die 
Änderungen der genannten Bestimmungen oder der 
tatsächlichen Verhältnisse innerhalb einer Frist von 
einem Monat anzuzeigen, 

2. endet die Festsetzungsfrist für die Steuer nicht vor 
dem Ablauf des vierten Jahres, nachdem das für die 
Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt von der 
Änderung einer der in Satz 1 genannten 
Bestimmungen oder der tatsächlichen Verhältnisse 
Kenntnis erlangt. 
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- vgl. § 13a Abs. 8 a.F. - (10) 
Der Erwerber kann unwiderruflich erklären, dass die 
Steuerbefreiung nach den Absätzen 1 bis 9 in Verbindung 
mit § 13b nach folgender Maßgabe gewährt wird:  
1. In Absatz 1 Satz 1 tritt an die Stelle des 

Verschonungsabschlags von 85 Prozent ein 
Verschonungsabschlag von 100 Prozent;  

2. in Absatz 3 Satz 1 tritt an die Stelle der 
Lohnsummenfrist von fünf Jahren eine 
Lohnsummenfrist von sieben Jahren; 

3. in Absatz 3 Satz 1 und Satz 4 tritt an die Stelle der 
Mindestlohnsumme von 400 Prozent eine 
Mindestlohnsumme von 700 Prozent; 

4. in Absatz 3 Satz 4 Nummer 1 tritt an die Stelle der 
Mindestlohnsumme von 250 Prozent eine 
Mindestlohnsumme von 500 Prozent;  

5. in Absatz 3 Satz 4 Nummer 2 tritt an die Stelle der 
Mindestlohnsumme von 300 Prozent eine 
Mindestlohnsumme von 565 Prozent; 

6. in Absatz 6 tritt an die Stelle der Behaltensfrist von 
fünf Jahren eine Behaltensfrist von sieben Jahren. 

Voraussetzung für die Gewährung der Steuerbefreiung 
nach Satz 1 ist, dass das begünstigungsfähige Vermögen 
nach § 13b Abs. 1 nicht zu mehr als 20 Prozent aus 
Verwaltungsvermögen nach § 13b Abs. 3 und 4 besteht. 
Der Anteil des Verwaltungsvermögens am gemeinen 
Wert des Betriebs bestimmt sich nach dem Verhältnis 
der Summe der gemeinen Werte der 
Einzelwirtschaftsgüter des Verwaltungsvermögens nach 
§ 13b Abs. 3 und 4 zum gemeinen Wert des Betriebs.  

- vgl. § 13a Abs. 9 a.F. - (11) 
Die Absätze 1 bis 10 gelten in den Fällen des § 1 Abs. 1 
Nummer 4 entsprechend. 

§ 13b  
Begünstigtes Vermögen 

(1)  
Zum begünstigten Vermögen gehören vorbehaltlich 
Absatz 2  

(1)  
Zum begünstigungsfähigen Vermögen gehören 

1. der inländische Wirtschaftsteil des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens (§ 168 Abs. 1 Nr. 1 
des Bewertungsgesetzes) mit Ausnahme der 
Stückländereien (§ 168 Abs. 2 des 
Bewertungsgesetzes) und selbst bewirtschaftete 
Grundstücke im Sinne des § 159 des 
Bewertungsgesetzes sowie entsprechendes land- 
und forstwirtschaftliches Vermögen, das einer 
Betriebsstätte in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraums dient; 

1. der inländische Wirtschaftsteil des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens (§ 168 Abs. 1 Nr. 1 
des Bewertungsgesetzes) mit Ausnahme der 
Stückländereien (§ 160 Abs. 7 des 
Bewertungsgesetzes) und selbst bewirtschaftete 
Grundstücke im Sinne des § 159 des 
Bewertungsgesetzes sowie entsprechendes land- und 
forstwirtschaftliches Vermögen, das einer 
Betriebsstätte in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraums dient; 

2. inländisches Betriebsvermögen (§§ 95 bis 97 des 
Bewertungsgesetzes) beim Erwerb eines ganzen 
Gewerbebetriebs, eines Teilbetriebs, eines Anteils an 
einer Gesellschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 

2. inländisches Betriebsvermögen (§§ 95 bis 97 Abs. 1 
Satz 1 des Bewertungsgesetzes) beim Erwerb eines 
ganzen Gewerbebetriebs oder Teilbetriebs, einer 
Beteiligung an einer Gesellschaft im Sinne des § 15 
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Nr. 2 und Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes, eines Anteils eines 
persönlich haftenden Gesellschafters einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien oder eines Anteils 
daran und entsprechendes Betriebsvermögen, das 
einer Betriebsstätte in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraums dient; 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes, eines Anteils eines 
persönlich haftenden Gesellschafters einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien oder Anteils daran 
und entsprechendes Betriebsvermögen, das einer 
Betriebsstätte in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraums dient; 

3. Anteile an Kapitalgesellschaften, wenn die 
Kapitalgesellschaft zur Zeit der Entstehung der 
Steuer Sitz oder Geschäftsleitung im Inland oder in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums hat 
und der Erblasser oder Schenker am Nennkapital 
dieser Gesellschaft zu mehr als 25 Prozent 
unmittelbar beteiligt war (Mindestbeteiligung). Ob 
der Erblasser oder Schenker die Mindestbeteiligung 
erfüllt, ist nach der Summe der dem Erblasser oder 
Schenker unmittelbar zuzurechnenden Anteile und 
der Anteile weiterer Gesellschafter zu bestimmen, 
wenn der Erblasser oder Schenker und die weiteren 
Gesellschafter untereinander verpflichtet sind, über 
die Anteile nur einheitlich zu verfügen oder 
ausschließlich auf andere derselben Verpflichtung 
unterliegende Anteilseigner zu übertragen und das 
Stimmrecht gegenüber nichtgebundenen 
Gesellschaftern einheitlich auszuüben 

3. Anteile an einer Kapitalgesellschaft, wenn die 
Kapitalgesellschaft im Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuer (§ 9) Sitz oder Geschäftsleitung im Inland oder 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums hat 
und der Erblasser oder Schenker am Nennkapital 
dieser Gesellschaft unmittelbar zu mehr als 25 Prozent 
beteiligt war (Mindestbeteiligung). Ob der Erblasser 
oder Schenker die Mindestbeteiligung erfüllt, ist nach 
der Summe der dem Erblasser oder Schenker 
unmittelbar zuzurechnenden Anteile und der Anteile 
weiterer Gesellschafter zu bestimmen, wenn der 
Erblasser oder Schenker und die weiteren 
Gesellschafter untereinander verpflichtet sind, über 
die Anteile nur einheitlich zu verfügen  
oder ausschließlich auf andere derselben Verpflichtung 
unterliegende Anteilseigner zu übertragen und das 
Stimmrecht gegenüber nichtgebundenen 
Gesellschaftern einheitlich auszuüben 

 (2) 
Das begünstigungsfähige Vermögen ist begünstigt, 
soweit sein gemeiner Wert den um das unschädliche 
Verwaltungsvermögen im Sinne des Absatzes 7 
gekürzten Nettowert des Verwaltungsvermögens im 
Sinne des Absatzes 6 übersteigt (begünstigtes 
Vermögen). Abweichend von Satz 1 ist der Wert des 
begünstigungsfähigen Vermögens vollständig nicht 
begünstigt, wenn das Verwaltungsvermögen nach 
Absatz 4 vor der Anwendung des Absatzes 3 Satz 1, 
soweit das Verwaltungsvermögen  nicht ausschließlich 
und dauerhaft der Erfüllung von Schulden aus durch 
Treuhandverhältnisse abgesicherten 
Altersversorgungsverpflichtungen dient und dem Zugriff 
aller übrigen nicht aus diesen 
Altersversorgungsverpflichtungen unmittelbar 
berechtigten Gläubiger entzogen ist, sowie der 
Schuldenverrechnung und des Freibetrags nach Absatz 4 
Nummer 5 sowie der Absätze 6 und 7 mindestens 
90 Prozent des gemeinen Werts des 
begünstigungsfähigen Vermögens beträgt. 

 (3) 
Teile des begünstigungsfähigen Vermögens, die 
ausschließlich und dauerhaft der Erfüllung von Schulden 
aus Altersversorgungsverpflichtungen dienen und dem 
Zugriff aller übrigen nicht aus den 

https://www.deubner-steuern.de/
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EStG&p=15&x=3
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EStG&p=18
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EStG&p=18&x=4


11 
 

Spezialreport & Synopse ErbStG 2016 © Deubner Verlag GmbH & Co. KG Deubner-Steuern.de 
 

Altersversorgungsverpflichtungen unmittelbar 
berechtigten Gläubiger entzogen sind, gehören bis zur 
Höhe des gemeinen Werts der Schulden aus 
Altersversorgungsverpflichtungen nicht zum 
Verwaltungsvermögen im Sinne des Absatzes 4 
Nummer 1 bis 5. Soweit Finanzmittel und Schulden bei 
Anwendung von Satz 1 berücksichtigt wurden, bleiben 
sie bei der Anwendung des Absatzes 4 Nr. 5 und des 
Absatzes 6 außer Betracht.  

(2) 
Ausgenommen bleibt Vermögen im Sinne des 
Absatzes 1, wenn das land- und forstwirtschaftliche 
Vermögen oder das Betriebsvermögen der Betriebe oder 
der Gesellschaften zu mehr als 50 Prozent aus 
Verwaltungsvermögen besteht. Zum 
Verwaltungsvermögen gehören 

(4)  
Zum Verwaltungsvermögen gehören 

1. Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke, 
Grundstücksteile, grundstücksgleiche Rechte und 
Bauten. Eine Nutzungsüberlassung an Dritte ist nicht 
anzunehmen, wenn 

1.  Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke, 
Grundstücksteile, grundstücksgleiche Rechte und 
Bauten. Eine Nutzungsüberlassung an Dritte ist nicht 
anzunehmen, wenn 

a) der Erblasser oder Schenker sowohl im 
überlassenden Betrieb als auch im nutzenden 
Betrieb allein oder zusammen mit anderen 
Gesellschaftern einen einheitlichen geschäftlichen 
Betätigungswillen durchsetzen konnte oder als 
Gesellschafter einer Gesellschaft im Sinne des § 15 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes den 
Vermögensgegenstand der Gesellschaft zur Nutzung 
überlassen hatte, und diese Rechtsstellung auf den 
Erwerber übergegangen ist, soweit keine 
Nutzungsüberlassung an einen weiteren Dritten 
erfolgt; 

a) der Erblasser oder Schenker sowohl im überlassenden 
Betrieb als auch im nutzenden Betrieb allein oder 
zusammen mit anderen Gesellschaftern einen 
einheitlichen geschäftlichen Betätigungswillen 
durchsetzen konnte oder als Gesellschafter einer 
Gesellschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 
und Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes den Vermögensgegenstand 
der Gesellschaft zur Nutzung überlassen hatte, und 
diese Rechtsstellung auf den Erwerber übergegangen 
ist, soweit keine Nutzungsüberlassung an einen 
weiteren Dritten erfolgt; 

b) die Nutzungsüberlassung im Rahmen der 
Verpachtung eines ganzen Betriebs erfolgt, welche 
beim Verpächter zu Einkünften nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
bis 3 des Einkommensteuergesetzes führt und 

b)  die Nutzungsüberlassung im Rahmen der Verpachtung 
eines ganzen Betriebs erfolgt, welche beim Verpächter 
zu Einkünften nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes führt und 

aa)  der Verpächter des Betriebs im Zusammenhang 
mit einer unbefristeten Verpachtung den 
Pächter durch eine letztwillige Verfügung oder 
eine rechtsgeschäftliche Verfügung als Erben 
eingesetzt hat oder 

aa)  der Verpächter des Betriebs im Zusammenhang 
mit einer unbefristeten Verpachtung den Pächter 
durch eine letztwillige Verfügung oder eine 
rechtsgeschäftliche Verfügung als Erben 
eingesetzt hat oder 

bb)  die Verpachtung an einen Dritten erfolgt, weil 
der Beschenkte im Zeitpunkt der 
Steuerentstehung den Betrieb noch nicht 
führen kann, und die Verpachtung auf 
höchstens zehn Jahre befristet ist; hat der 
Beschenkte das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet, beginnt die Frist mit der Vollendung 
des 18. Lebensjahres. 

bb)  die Verpachtung an einen Dritten erfolgt, weil der 
Beschenkte im Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuer (§ 9) den Betrieb noch nicht führen kann, 
und die Verpachtung auf höchstens zehn Jahre 
befristet ist; hat der Beschenkte das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet, beginnt die Frist 
mit der Vollendung des 18. Lebensjahres. 

Dies gilt nicht für verpachtete Betriebe, die vor ihrer 
Verpachtung die Voraussetzungen als begünstigtes 
Vermögen nach Absatz 1 und Satz 1 nicht erfüllt 

Dies gilt nicht für verpachtete Betriebe, soweit sie vor 
ihrer Verpachtung die Voraussetzungen als 
begünstigtes Vermögen nach Absatz 2 nicht erfüllt 
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haben und für verpachtete Betriebe, deren 
Hauptzweck in der Überlassung von Grundstücken, 
Grundstücksteilen, grundstücksgleichen Rechten und 
Bauten an Dritte zur Nutzung besteht, die nicht 
unter Buchstabe d fallen; 

haben und für verpachtete Betriebe, deren 
Hauptzweck in der Überlassung von Grundstücken, 
Grundstücksteilen, grundstücksgleichen Rechten und 
Bauten an Dritte zur Nutzung besteht, die nicht unter 
Buchstabe d fallen; 

c) sowohl der überlassende Betrieb als auch der 
nutzende Betrieb zu einem Konzern im Sinne des § 
4h des Einkommensteuergesetzes gehören, soweit 
keine Nutzungsüberlassung an einen weiteren 
Dritten erfolgt; 

c) sowohl der überlassende Betrieb als auch der 
nutzende Betrieb zu einem Konzern im Sinne des § 4h 
des Einkommensteuergesetzes gehören, soweit keine 
Nutzungsüberlassung an einen weiteren Dritten 
erfolgt; 

d) die überlassenen Grundstücke, Grundstücksteile, 
grundstücksgleiche Rechte und Bauten zum 
Betriebsvermögen, zum gesamthänderisch 
gebundenen Betriebsvermögen einer 
Personengesellschaft oder zum Vermögen einer 
Kapitalgesellschaft gehören und der Hauptzweck des 
Betriebs in der Vermietung von Wohnungen im 
Sinne des § 181 Abs. 9 des Bewertungsgesetzes 
besteht, dessen Erfüllung einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb (§ 14 der Abgabenordnung) 
erfordert; 

d) die überlassenen Grundstücke, Grundstücksteile, 
grundstücksgleichen Rechte und Bauten zum 
Betriebsvermögen, zum gesamthänderisch 
gebundenen Betriebsvermögen einer 
Personengesellschaft oder zum Vermögen einer 
Kapitalgesellschaft gehören und der Hauptzweck des 
Betriebs in der Vermietung von Wohnungen im Sinne 
des § 181 Abs. 9 des Bewertungsgesetzes besteht, 
dessen Erfüllung einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb (§ 14 der Abgabenordnung) 
erfordert; 

 e) die Grundstücke, Grundstücksteile, 
grundstücksgleichen Rechte und Bauten vorrangig 
überlassen werden, um im Rahmen von 
Lieferungsverträgen dem Absatz von eigenen 
Erzeugnissen und Produkten zu dienen; 

e) Grundstücke, Grundstücksteile, grundstücksgleiche 
Rechte und Bauten an Dritte zur land- und 
forstwirtschaftlichen Nutzung überlassen werden; 

f) die Grundstücke, Grundstücksteile, 
grundstücksgleichen Rechte und Bauten an Dritte zur 
land- und forstwirtschaftlichen Nutzung überlassen 
werden; 

2. Anteile an Kapitalgesellschaften, wenn die 
unmittelbare Beteiligung am Nennkapital dieser 
Gesellschaften 25 Prozent oder weniger beträgt und 
sie nicht dem Hauptzweck des Gewerbebetriebs 
eines Kreditinstitutes oder eines 
Finanzdienstleistungsinstitutes im Sinne des § 1 
Abs. 1 und 1a des Kreditwesengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 
1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt durch Artikel 24 
des Gesetzes vom 23. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2026) 
geändert worden ist, oder eines 
Versicherungsunternehmens, das der Aufsicht nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I S. 2), das zuletzt 
durch Artikel 6 Abs. 2 des Gesetzes vom 17. Oktober 
2008 (BGBl. I S. 1982) geändert worden ist, 
unterliegt, zuzurechnen sind. Ob diese Grenze 
unterschritten wird, ist nach der Summe der dem 
Betrieb unmittelbar zuzurechnenden Anteile und der 
Anteile weiterer Gesellschafter zu bestimmen, wenn 
die Gesellschafter untereinander verpflichtet sind, 
über die Anteile nur einheitlich zu verfügen oder sie 

2. Anteile an Kapitalgesellschaften, wenn die 
unmittelbare Beteiligung am Nennkapital dieser 
Gesellschaften 25 Prozent oder weniger beträgt und 
sie nicht dem Hauptzweck des Gewerbebetriebs eines 
Kreditinstitutes oder eines 
Finanzdienstleistungsinstitutes im Sinne des § 1 Abs. 1 
und 1a des Kreditwesengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I 
S. 2776), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
10. Mai 2016 (BGBl. I S. 1142) geändert worden ist, 
oder eines Versicherungsunternehmens, das der 
Aufsicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434), 
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 10. Mai 
2016 (BGBl. I S. 1142) geändert worden ist, unterliegt, 
zuzurechnen sind. Ob diese Grenze unterschritten 
wird, ist nach der Summe der dem Betrieb unmittelbar 
zuzurechnenden Anteile und der Anteile weiterer 
Gesellschafter zu bestimmen, wenn die Gesellschafter 
untereinander verpflichtet sind, über die Anteile nur 
einheitlich zu verfügen oder sie ausschließlich auf 
andere derselben Verpflichtung unterliegende 
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ausschließlich auf andere derselben Verpflichtung 
unterliegende Anteilseigner zu übertragen und das 
Stimmrecht gegenüber nichtgebundenen 
Gesellschaftern nur einheitlich ausüben; 

Anteilseigner zu übertragen und das Stimmrecht 
gegenüber nichtgebundenen Gesellschaftern nur 
einheitlich auszuüben; 

3. Beteiligungen an Gesellschaften im Sinne des 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder § 18 Abs. 4 
des Einkommensteuergesetzes und an 
entsprechenden Gesellschaften im Ausland sowie 
Anteile an Kapitalgesellschaften, die nicht unter 
Nummer 2 fallen, wenn bei diesen Gesellschaften 
das Verwaltungsvermögen mehr als 50 Prozent 
beträgt; 

 

- vgl. § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 ErbStG a.F. - 3. Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, 
wissenschaftliche Sammlungen, Bibliotheken und 
Archive, Münzen, Edelmetalle und Edelsteine, 
Briefmarkensammlungen, Oldtimer, Yachten, 
Segelflugzeuge sowie sonstige typischerweise der 
privaten Lebensführung dienende Gegenstände, 
wenn der Handel mit diesen Gegenständen, deren 
Herstellung oder Verarbeitung oder die entgeltliche 
Nutzungsüberlassung an Dritte nicht der Hauptzweck 
des Betriebs ist; 

4. Wertpapiere sowie vergleichbare Forderungen, 
wenn sie nicht dem Hauptzweck des 
Gewerbebetriebes eines Kreditinstitutes oder eines 
Finanzdienstleistungsinstitutes im Sinne des § 1 
Abs. 1 und 1a des Kreditwesengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 
1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt durch Artikel 24 
des Gesetzes vom 23. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2026) 
geändert worden ist, oder eines 
Versicherungsunternehmens, das der Aufsicht nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I S. 2), das zuletzt 
durch Artikel 6 Abs. 2 des Gesetzes vom 17. Oktober 
2008 (BGBl. I S. 1982) geändert worden ist, 
unterliegt, zuzurechnen sind; 

4.  Wertpapiere sowie vergleichbare Forderungen, wenn 
sie nicht dem Hauptzweck des Gewerbebetriebs eines 
Kreditinstitutes oder eines 
Finanzdienstleistungsinstitutes im Sinne des § 1 Abs. 1 
und 1a des Kreditwesengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I 
S. 2776), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
10. Mai 2016 (BGBl. I S. 1142) geändert worden ist, 
oder eines Versicherungsunternehmens, das der 
Aufsicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434), 
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 10. Mai 
2016 (BGBl. I S. 1142) geändert worden ist, unterliegt, 
zuzurechnen sind; 

4a.der gemeine Wert des nach Abzug des gemeinen 
Werts der Schulden verbleibenden Bestands an 
Zahlungsmitteln, Geschäftsguthaben, 
Geldforderungen und anderen Forderungen, soweit 
er 20 Prozent des anzusetzenden Werts des 
Betriebsvermögens des Betriebs oder der 
Gesellschaft übersteigt. 

5. der gemeine Wert des nach Abzug des gemeinen 
Werts der Schulden verbleibenden Bestands an 
Zahlungsmitteln, Geschäftsguthaben, Geldforderungen 
und anderen Forderungen (Finanzmittel), soweit er 
15 Prozent des anzusetzenden Werts des 
Betriebsvermögens des Betriebs oder der Gesellschaft 
übersteigt. Der gemeine Wert der Finanzmittel ist um 
den positiven Saldo der eingelegten und der 
entnommenen Finanzmittel zu verringern, welche 
dem Betrieb im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer 
(§ 9) weniger als zwei Jahre zuzurechnen waren 
(junge Finanzmittel); junge Finanzmittel sind 
Verwaltungsvermögen. 

Satz 1 gilt nicht, wenn die genannten 
Wirtschaftsgüter dem Hauptzweck des 

Satz 1 gilt nicht, wenn die genannten Wirtschaftsgüter 
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Gewerbebetriebs eines Kreditinstitutes oder eines 
Finanzdienstleistungsinstitutes im Sinne des § 1 
Abs. 1 und 1a des Kreditwesengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 
1998 (BGBl. I S. 2776), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 7. Mai 2013 (BGBl. I S. 1162) geändert 
worden ist, oder eines Versicherungsunternehmens, 
das der Aufsicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 
1993 I S. 2), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 24. April 2013 (BGBl. I S. 932) geändert worden 
ist, unterliegt, zuzurechnen sind. Satz 1 gilt ferner 
nicht für Gesellschaften, deren Hauptzweck in der 
Finanzierung einer Tätigkeit im Sinne des § 15 Abs. 1 
Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes von 
verbundenen Unternehmen (§ 15 des 
Aktiengesetzes) besteht; 

dem Hauptzweck des Gewerbebetriebs eines 
Kreditinstitutes oder eines 
Finanzdienstleistungsinstitutes im Sinne des § 1 Abs. 1 
und 1a des Kreditwesengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I 
S. 2776), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
10. Mai 2016 (BGBl. I S. 1142) geändert worden ist, 
oder eines Versicherungsunternehmens, das der 
Aufsicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434), 
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 10. Mai 
2016 (BGBl. I S. 1142) geändert worden ist, unterliegt, 
zuzurechnen sind. Voraussetzung für die Anwendung 
des Prozentsatzes von 15 Prozent des Satzes 1 ist, 
dass das nach Absatz 1 begünstigungsfähige 
Vermögen des Betriebs oder der nachgeordneten 
Gesellschaften nach seinem Hauptzweck einer 
Tätigkeit im Sinne des § 13 Abs. 1, des § 15 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 1, des § 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes dient. Die 
Voraussetzungen des Satzes 4 sind auch erfüllt, wenn 
die Tätigkeit durch Gesellschaften im Sinne des § 13 
Abs. 7, des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder des § 18 Abs. 
4 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ausgeübt 
wird.  

 
5. Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, 

wissenschaftliche Sammlungen, Bibliotheken und 
Archive, Münzen, Edelmetalle und Edelsteine, wenn 
der Handel mit diesen Gegenständen, deren 
Herstellung oder Verarbeitung nicht der Hauptzweck 
des Gewerbebetriebs ist; 

- vgl. § 13b Abs. 4 Nr. 3 n.F. - 

Kommt Satz 1 nicht zur Anwendung, gehört solches 
Verwaltungsvermögen im Sinne des Satzes 2 Nr. 1 bis 5 
nicht zum begünstigten Vermögen im Sinne des 
Absatzes 1, welches dem Betrieb im 
Besteuerungszeitpunkt weniger als zwei Jahre 
zuzurechnen war (junges Verwaltungsvermögen); bei 
Zahlungsmitteln, Geschäftsguthaben, Geldforderungen 
und anderen Forderungen (Satz 2 Nummer 4a) ergibt 
sich die Zurechnung aus dem positiven Saldo der 
eingelegten und der entnommenen Wirtschaftsgüter. 
Der Anteil des Verwaltungsvermögens am gemeinen 
Wert des Betriebs bestimmt sich nach dem Verhältnis 
der Summe der gemeinen Werte der 
Einzelwirtschaftsgüter des Verwaltungsvermögens zum 
gemeinen Wert des Betriebs; für Grundstücksteile des 
Verwaltungsvermögens ist der ihnen entsprechende 
Anteil am gemeinen Wert des Grundstücks anzusetzen. 
Bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft ist als 
Vergleichsmaßstab der Wert des Wirtschaftsteils (§ 168 
Abs. 1 Nr. 1 des Bewertungsgesetzes) anzuwenden. Der 
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Anteil des Verwaltungsvermögens am gemeinen Wert 
des Betriebs einer Kapitalgesellschaft bestimmt sich 
nach dem Verhältnis der Summe der gemeinen Werte 
der Einzelwirtschaftsgüter des Verwaltungsvermögens 
zum gemeinen Wert des Betriebs; für Grundstücksteile 
des Verwaltungsvermögens ist der ihnen 
entsprechende Anteil am gemeinen Wert des 
Grundstücks anzusetzen. Soweit zum Vermögen der 
Kapitalgesellschaft Wirtschaftsgüter gehören, die nach 
Satz 3 nicht in das begünstigte Vermögen einzubeziehen 
sind, ist der Teil des Anteilswerts nicht begünstigt, der 
dem Verhältnis der Summe der Werte dieser 
Wirtschaftsgüter zum gemeinen Wert des Betriebs der 
Kapitalgesellschaft entspricht; bei der rechnerischen 
Ermittlung der Quote des Verwaltungsvermögens 
erfolgt keine Beschränkung auf den Wert des Anteils. 
 (5) 

Beim Erwerb von Todes wegen entfällt die Zurechnung 
von Vermögensgegenständen zum 
Verwaltungsvermögen im Sinne des Absatzes 4 
Nummer 1 bis 5 rückwirkend zum Zeitpunkt der 
Entstehung der Steuer (§ 9), wenn der Erwerber 
innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt der 
Entstehung der Steuer (§ 9) diese 
Vermögensgegenstände in Vermögensgegenstände 
innerhalb des vom Erblasser erworbenen, 
begünstigungsfähigen Vermögens im Sinne des Absatzes 
1 investiert hat, die unmittelbar einer Tätigkeit im Sinne 
des § 13 Abs. 1, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder § 18 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes dienen und 
kein Verwaltungsvermögen sind. Voraussetzung hierfür 
ist, dass die Investition aufgrund eines im Zeitpunkt der 
Entstehung der Steuer (§ 9) vorgefassten Plans des 
Erblassers erfolgt und keine anderweitige 
Ersatzbeschaffung von Verwaltungsvermögen 
vorgenommen wird oder wurde. Beim Erwerb von Todes 
wegen entfällt die Zurechnung von Finanzmitteln zum 
Verwaltungsvermögen im Sinne des Absatzes 4 Nr. 5 
Satz 1 rückwirkend zum Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuer (§ 9), soweit der Erwerber diese Finanzmittel 
innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt der 
Entstehung der Steuer (§ 9) verwendet, um bei aufgrund 
wiederkehrender saisonaler Schwankungen fehlenden 
Einnahmen die Vergütungen im Sinne des § 13a Abs. 3 
Satz 6 bis 10 zu zahlen. Satz 2 gilt entsprechend. Der 
Erwerber hat das Vorliegen der Voraussetzungen der 
Sätze 1 bis 4 nachzuweisen. 

 (6) 
Der Nettowert des Verwaltungsvermögens ergibt sich 
durch Kürzung des gemeinen Werts des 
Verwaltungsvermögens um den nach Anwendung der 
Absätze 3 und 4 verbleibenden anteiligen gemeinen 
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Wert der Schulden. Die anteiligen Schulden nach Satz 1 
bestimmen sich nach dem Verhältnis des gemeinen 
Werts des Verwaltungsvermögens zum gemeinen Wert 
des Betriebsvermögens des Betriebs oder der 
Gesellschaft zuzüglich der nach Anwendung der Absätze 
3 und 4 verbleibenden Schulden. 

 (7) 
Der Nettowert des Verwaltungsvermögens wird 
vorbehaltlich des Satzes 2 wie begünstigtes Vermögen 
behandelt, soweit er zehn Prozent des um den 
Nettowert des Verwaltungsvermögens gekürzten 
gemeinen Werts des Betriebsvermögens nicht übersteigt 
(unschädliches Verwaltungsvermögen). 
Verwaltungsvermögen, das dem Betrieb im Zeitpunkt 
der Entstehung der Steuer (§ 9) weniger als zwei Jahre 
zuzurechnen war (junges Verwaltungsvermögen), und 
junge Finanzmittel im Sinne des Absatzes 4 Nummer 5 
Satz 2 sind kein unschädliches Verwaltungsvermögen. 

 (8) 
Eine Saldierung mit Schulden nach Absatz 6 findet für 
junge Finanzmittel im Sinne des Absatzes 4 Nummer 5 
Satz 2 und junges Verwaltungsvermögen im Sinne des 
Absatzes 7 Satz 2 nicht statt. Eine Verrechnung von 
Schulden mit Verwaltungsvermögen ist bei wirtschaftlich 
nicht belastenden Schulden und darüber hinaus 
ausgeschlossen, soweit die Summe der Schulden den 
durchschnittlichen Schuldenstand der letzten drei Jahre 
vor dem Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9) 
übersteigt; dies gilt nicht, soweit die Erhöhung des 
Schuldenstands durch die Betriebstätigkeit veranlasst 
ist. Als Nettowert des Verwaltungsvermögens ist 
mindestens der gemeine Wert des jungen 
Verwaltungsvermögens und der jungen Finanzmittel 
anzusetzen. 

 (9) 
Gehören zum begünstigungsfähigen Vermögen im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 2 und 3 unmittelbar oder 
mittelbar Beteiligungen an Personengesellschaften oder 
Beteiligungen an entsprechenden Gesellschaften mit Sitz 
oder Geschäftsleitung im Ausland oder unmittelbar oder 
mittelbar Anteile an Kapitalgesellschaften oder Anteile 
an entsprechenden Kapitalgesellschaften mit Sitz oder 
Geschäftsleitung im Ausland, sind bei der Anwendung 
der Absätze 2 bis 8 anstelle der Beteiligungen oder 
Anteile die gemeinen Werte der diesen Gesellschaften 
zuzurechnenden Vermögensgegenstände nach Maßgabe 
der Sätze 2 bis 5 mit dem Anteil einzubeziehen, zu dem 
die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung besteht. 
Die unmittelbar oder mittelbar gehaltenen Finanzmittel, 
die Vermögensgegenstände des Verwaltungsvermögens 
im Sinne des Absatzes 4 Nummer 1 bis 4 sowie die 
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Schulden sind jeweils zusammenzufassen 
(Verbundvermögensaufstellung); junge Finanzmittel und 
junges Verwaltungsvermögen sind gesondert 
aufzuführen. Soweit sich in der 
Verbundvermögensaufstellung Forderungen und 
Verbindlichkeiten zwischen den Gesellschaften 
untereinander oder im Verhältnis zu dem übertragenen 
Betrieb oder der übertragenen Gesellschaft 
gegenüberstehen, sind diese nicht anzusetzen. Absatz 4 
Nummer 5 und Absatz 6 bis 8 sind auf die Werte in der 
Verbundvermögensaufstellung anzuwenden. Die Sätze 1 
bis 4 sind auf Anteile im Sinne von Absatz 4 Nummer 2 
sowie auf wirtschaftlich nicht belastende Schulden nicht 
anzuwenden; diese Anteile sind als 
Verwaltungsvermögen anzusetzen. 

(2a) 
Das für die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit 
örtlich zuständige Finanzamt im Sinne des § 152 Nr. 1 
bis 3 des Bewertungsgesetzes stellt die Summen der 
gemeinen Werte der Wirtschaftsgüter des 
Verwaltungsvermögens im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 
Nummer 1 bis 5 und des jungen Verwaltungsvermögens 
im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 gesondert fest, wenn 
diese Werte für die Erbschaftsteuer oder eine andere 
Feststellung im Sinne dieser Vorschrift von Bedeutung 
sind. Dies gilt entsprechend, wenn nur ein Anteil am 
Betriebsvermögen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 
übertragen wird. Die Entscheidung, ob die Werte von 
Bedeutung sind, trifft das für die Festsetzung der 
Erbschaftsteuer oder für die Feststellung nach § 151 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes 
zuständige Finanzamt. § 151 Abs. 3 und die §§ 152 bis 
156 des Bewertungsgesetzes sind auf die Sätze 1 bis 3 
entsprechend anzuwenden 

(10) 
Das für die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit örtlich 
zuständige Finanzamt im Sinne des § 152 Nr. 1 bis 3 des 
Bewertungsgesetzes stellt die Summen der gemeinen 
Werte der Finanzmittel im Sinne des Absatzes 4 
Nummer 5 Satz 1, der jungen Finanzmittel im Sinne des 
Absatzes 4 Nummer 5 Satz 2, der Vermögensgegenstände 
des Verwaltungsvermögens im Sinne des Absatzes 4 
Nummer 1 bis 4, der Schulden und des jungen 
Verwaltungsvermögens im Sinne des Absatzes 7 Satz 2 
gesondert fest, wenn und soweit diese Werte für die 
Erbschaftsteuer oder eine andere Feststellung im Sinne 
dieser Vorschrift von Bedeutung sind. Dies gilt 
entsprechend, wenn nur ein Anteil am 
Betriebsvermögen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 
übertragen wird. Die Entscheidung, ob die Werte von 
Bedeutung sind, trifft das für die Festsetzung der 
Erbschaftsteuer oder für die Feststellung nach § 151 
Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes 
zuständige Finanzamt. Bei Anteilen an 
Kapitalgesellschaften, die nach § 11 Abs. 1 des 
Bewertungsgesetzes zu bewerten sind, trifft die 
Feststellungen des Satzes 1 das örtlich zuständige 
Finanzamt entsprechend § 152 Nummer 3 des 
Bewertungsgesetzes. § 151 Abs. 3 und die §§ 152 bis 156 
des Bewertungsgesetzes sind auf die Sätze 1 bis 4 
entsprechend anzuwenden. 

(3)  
Überträgt ein Erbe erworbenes begünstigtes Vermögen 
im Rahmen der Teilung des Nachlasses auf einen 
Dritten und gibt der Dritte dabei diesem Erwerber nicht 
begünstigtes Vermögen hin, das er vom Erblasser 
erworben hat, erhöht sich insoweit der Wert des 
begünstigten Vermögens des Dritten um den Wert des 
hingegebenen Vermögens, höchstens jedoch um den 
Wert des übertragenen Vermögens. 

- vgl. § 13a Abs. 5 n.F. - 

(4)  - vgl. § 13a Abs. 1 n.F. - 
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Begünstigt sind 85 Prozent des in Absatz 1 genannten 
Vermögens. 
 NEU § 13c 

Verschonungsabschlag bei Großerwerben  
von begünstigtem Vermögen 

 (1) 
Überschreitet der Erwerb von begünstigtem Vermögen im 
Sinne des § 13b Abs. 2 die Grenze des § 13a Abs. 1 Satz 1 
von 26 Millionen Euro, verringert sich auf Antrag des 
Erwerbers der Verschonungsabschlag nach § 13a Abs. 1 
oder Abs. 10 um jeweils einen Prozentpunkt für jede 
vollen 750 000 Euro, die der Wert des begünstigten 
Vermögens im Sinne des § 13b Abs. 2 den Betrag von 
26 Millionen Euro übersteigt. Im Fall des § 13a Abs. 10 
wird ab einem Erwerb von begünstigtem Vermögen im 
Sinne des § 13b Abs. 2 in Höhe von 90 Millionen Euro ein 
Verschonungsabschlag nicht mehr gewährt. 
 
(2) 
§ 13a Abs. 3 bis 9 findet auf Absatz 1 entsprechende 
Anwendung. Bei mehreren Erwerben begünstigten 
Vermögens im Sinne des § 13b Abs. 2 von derselben 
Person innerhalb von zehn Jahren werden für die 
Bestimmung des Verschonungsabschlags für den letzten 
Erwerb nach Absatz 1 die früheren Erwerbe nach ihrem 
früheren Wert dem letzten Erwerb hinzugerechnet. Der 
nach Satz 2 ermittelte Verschonungsabschlag für den 
letzten Erwerb findet auf die früheren Erwerbe 
Anwendung, wenn die Steuerbefreiung für den früheren 
Erwerb nach § 13a Abs. 1 Satz 3 wegfällt oder dies bei 
dem jeweiligen Erwerb zu einem geringeren 
Verschonungsabschlag führt, es sei denn, für den 
früheren Erwerb wurde ein Antrag nach § 28a Abs. 1 
gestellt. Die bis dahin für frühere Erwerbe gewährte 
Steuerbefreiung entfällt insoweit mit Wirkung für die 
Vergangenheit. § 13a Abs. 1 Satz 4 findet Anwendung. Der 
Antrag nach Absatz 1 ist unwiderruflich und schließt einen 
Antrag nach § 28a Abs. 1 für denselben Erwerb aus. 
 
(3) 
Die Absätze 1 und 2 gelten in den Fällen des § 1 Abs. 1 
Nr. 4 entsprechend. 

 § 13d  
Steuerbefreiung für zu Wohnzwecken  

vermietete Grundstücke 
Der bisherige § 13c wird § 13d. 

§ 19a  
Tarifbegrenzung beim Erwerb von Betriebsvermögen,  

von Betrieben der Land- und Forstwirtschaft und von Anteilen an Kapitalgesellschaften 
(1) 
Sind in dem steuerpflichtigen Erwerb einer natürlichen 
Person der Steuerklasse II oder III Betriebsvermögen, 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen oder Anteile 

(1) 
Sind in dem steuerpflichtigen Erwerb einer natürlichen 
Person der Steuerklasse II oder III Betriebsvermögen, 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen oder Anteile an 
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an Kapitalgesellschaften im Sinne des Absatzes 2 
enthalten, ist von der tariflichen Erbschaftsteuer ein 
Entlastungsbetrag nach Absatz 4 abzuziehen.  

Kapitalgesellschaften im Sinne des Absatzes 2 enthalten, 
ist von der tariflichen Erbschaftsteuer ein 
Entlastungsbetrag nach Absatz 4 abzuziehen. 

(2) 
Der Entlastungsbetrag gilt für den nicht unter § 13b 
Abs. 4 fallenden Teil des Vermögens im Sinne des § 13b 
Abs. 1. Ein Erwerber kann den Entlastungsbetrag nicht 
in Anspruch nehmen, soweit er Vermögen im Sinne des 
Satzes 1 auf Grund einer letztwilligen Verfügung des 
Erblassers oder einer rechtsgeschäftlichen Verfügung 
des Erblassers oder Schenkers auf einen Dritten 
übertragen muss. Gleiches gilt, wenn ein Erbe im 
Rahmen der Teilung des Nachlasses Vermögen im Sinne 
des Satzes 1 auf einen Miterben überträgt.  

(2) 
Der Entlastungsbetrag gilt für den nicht unter § 13b Abs. 1 
oder § 13c fallenden Teil des Vermögens im Sinne des 
§ 13b Abs. 2. Ein Erwerber kann den Entlastungsbetrag 
nicht in Anspruch nehmen, soweit er Vermögen im Sinne 
des Satzes 1 auf Grund einer letztwilligen Verfügung des 
Erblassers oder einer rechtsgeschäftlichen Verfügung des 
Erblassers oder Schenkers auf einen Dritten übertragen 
muss. Gleiches gilt, wenn ein Erbe im Rahmen der Teilung 
des Nachlasses Vermögen im Sinne des Satzes 1 auf einen 
Miterben überträgt. 

(3) 
Der auf das Vermögen im Sinne des Absatzes 2 
entfallende Anteil an der tariflichen Erbschaftsteuer 
bemisst sich nach dem Verhältnis des Werts dieses 
Vermögens nach Anwendung des § 13a und nach Abzug 
der mit diesem Vermögen in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehenden abzugsfähigen Schulden und 
Lasten (§ 10 Abs. 5 und 6) zum Wert des gesamten 
Vermögensanfalls im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 
nach Abzug der mit diesem Vermögen in 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden 
abzugsfähigen Schulden und Lasten (§ 10 Abs. 5 und 6).  

(3) 
Der auf das Vermögen im Sinne des Absatzes 2 
entfallende Anteil an der tariflichen Erbschaftsteuer 
bemisst sich nach dem Verhältnis des Werts dieses 
Vermögens nach Anwendung des § 13a oder § 13c und 
nach Abzug der mit diesem Vermögen in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehenden abzugsfähigen Schulden und 
Lasten (§ 10 Abs. 5 und 6) zum Wert des gesamten 
Vermögensanfalls im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 
nach Abzug der mit diesem Vermögen in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehenden abzugsfähigen Schulden und 
Lasten (§ 10 Abs. 5 und 6). 

(4) 
Zur Ermittlung des Entlastungsbetrags ist für den 
steuerpflichtigen Erwerb zunächst die Steuer nach der 
tatsächlichen Steuerklasse des Erwerbers zu berechnen 
und nach Maßgabe des Absatzes 3 aufzuteilen. Für den 
steuerpflichtigen Erwerb ist dann die Steuer nach 
Steuerklasse I zu berechnen und nach Maßgabe des 
Absatzes 3 aufzuteilen. Der Entlastungsbetrag ergibt 
sich als Unterschiedsbetrag zwischen der auf Vermögen 
im Sinne des Absatzes 2 entfallenden Steuer nach den 
Sätzen 1 und 2. 

(4) 
Zur Ermittlung des Entlastungsbetrags ist für den 
steuerpflichtigen Erwerb zunächst die Steuer nach der 
tatsächlichen Steuerklasse des Erwerbers zu berechnen 
und nach Maßgabe des Absatzes 3 aufzuteilen. Für den 
steuerpflichtigen Erwerb ist dann die Steuer nach 
Steuerklasse I zu berechnen und nach Maßgabe des 
Absatzes 3 aufzuteilen. Der Entlastungsbetrag ergibt sich 
als Unterschiedsbetrag zwischen der auf Vermögen im 
Sinne des Absatzes 2 entfallenden Steuer nach den Sätzen 
1 und 2. 

(5) 
Der Entlastungsbetrag fällt mit Wirkung für die 
Vergangenheit weg, soweit der Erwerber innerhalb von 
fünf Jahren gegen die Behaltensregelungen des § 13a 
verstößt. In den Fällen des § 13a Abs. 8 tritt an die 
Stelle der Frist nach Satz 1 eine Frist von sieben Jahren. 
Die Festsetzungsfrist für die Steuer endet nicht vor dem 
Ablauf des vierten Jahres, nachdem die Finanzbehörde 
von dem Verstoß gegen die Behaltensregelungen 
Kenntnis erlangt. § 13a Abs. 6 Satz 4 bis 6 gilt 
entsprechend. 

(5) 
Der Entlastungsbetrag fällt mit Wirkung für die 
Vergangenheit weg, soweit der Erwerber innerhalb von 
fünf Jahren gegen die Behaltensregelungen des § 13a 
verstößt. In den Fällen des § 13a Abs. 10 tritt an die Stelle 
der Frist nach Satz 1 eine Frist von sieben Jahren. Die 
Festsetzungsfrist für die Steuer endet nicht vor dem 
Ablauf des vierten Jahres, nachdem die Finanzbehörde 
von dem Verstoß gegen die Behaltensregelungen 
Kenntnis erlangt. § 13a Abs. 7 Satz 4 bis 6 gilt 
entsprechend. 
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§ 28 
Stundung 

(1) 
Gehört zum Erwerb Betriebsvermögen oder land- und 
forstwirtschaftliches Vermögen, ist dem Erwerber die 
darauf entfallende Erbschaftsteuer auf Antrag bis zu 
zehn Jahren zu stunden, soweit dies zur Erhaltung des 
Betriebs notwendig ist. Die §§ 234 und 238 der 
Abgabenordnung sind anzuwenden; bei Erwerben von 
Todes wegen erfolgt diese Stundung zinslos. § 222 der 
Abgabenordnung bleibt unberührt.  

(1) 
 
Gehört zum Erwerb von Todes wegen begünstigtes 
Vermögen im Sinne des § 13b Abs. 2, ist dem Erwerber 
die darauf entfallende Erbschaftsteuer auf Antrag bis zu 
sieben Jahre zu stunden. Der erste Jahresbetrag ist ein 
Jahr nach der Festsetzung der Steuer fällig und bis dahin 
zinslos zu stunden. Für die weiteren zu entrichtenden 
Jahresbeträge sind die §§ 234 und 238 der 
Abgabenordnung ab dem zweiten Jahr nach der 
Festsetzung der Steuer anzuwenden. § 222 der 
Abgabenordnung bleibt unberührt. Die Stundung endet, 
sobald der Erwerber, ausgehend vom Zeitpunkt der 
Entstehung der Steuer (§ 9), den Tatbestand nach § 13a 
Abs. 3 nicht einhält oder einen der Tatbestände nach 
§ 13a Abs. 6 erfüllt. Wurde ein Antrag nach § 13a Abs. 10 
oder nach § 28a Abs. 1 gestellt, ist bei der Anwendung 
des Satzes 3 § 13a Abs. 10 entsprechend anzuwenden. 
Satz 1 ist nicht auf die Erbschaftsteuer anzuwenden, die 
der Erwerber zu entrichten hat, weil er den Tatbestand 
nach § 13a Abs. 3 nicht eingehalten oder einen der 
Tatbestände nach § 13a Abs. 6 erfüllt hat. Die Stundung 
endet, sobald der Erwerber den Betrieb oder den Anteil 
daran überträgt oder aufgibt.  

(2) 
Absatz 1 findet in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 
entsprechende Anwendung.  

(2) 
Absatz 1 findet in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 
entsprechende Anwendung.  

(3) 
Gehört zum Erwerb begünstigtes Vermögen im Sinne 
des § 13c Abs. 3, ist dem Erwerber die darauf 
entfallende Erbschaftsteuer auf Antrag bis zu zehn 
Jahren zu stunden, soweit er die Steuer nur durch 
Veräußerung dieses Vermögens aufbringen kann. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn zum Erwerb ein Ein- oder 
Zweifamilienhaus oder Wohneigentum gehört, das der 
Erwerber nach dem Erwerb zu eigenen Wohnzwecken 
nutzt, längstens für die Dauer der Selbstnutzung. Nach 
Aufgabe der Selbstnutzung ist die Stundung unter den 
Voraussetzungen des Satzes 1 weiter zu gewähren. Die 
Stundung endet in den Fällen der Sätze 1 bis 3, soweit 
das erworbene Vermögen Gegenstand einer Schenkung 
im Sinne des § 7 ist. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(3) 
Gehört zum Erwerb begünstigtes Vermögen im Sinne des 
§ 13d Abs. 3, ist dem Erwerber die darauf entfallende 
Erbschaftsteuer auf Antrag bis zu zehn Jahren zu stunden, 
soweit er die Steuer nur durch Veräußerung dieses 
Vermögens aufbringen kann. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn zum Erwerb ein Ein- oder Zweifamilienhaus oder 
Wohneigentum gehört, das der Erwerber nach dem 
Erwerb zu eigenen Wohnzwecken nutzt, längstens für die 
Dauer der Selbstnutzung. Nach Aufgabe der 
Selbstnutzung ist die Stundung unter den 
Voraussetzungen des Satzes 1 weiter zu gewähren. Die 
Stundung endet in den Fällen der Sätze 1 bis 3, soweit das 
erworbene Vermögen Gegenstand einer Schenkung im 
Sinne des § 7 ist. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

 NEU § 28a 
Verschonungsbedarfsprüfung 

 (1)  
Überschreitet der Erwerb von begünstigtem Vermögen im 
Sinne des § 13b Abs. 2 die Grenze des § 13a Abs.  1 Satz 1 
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von 26 Millionen Euro, ist die auf das begünstigte 
Vermögen entfallende Steuer auf Antrag des Erwerbers zu 
erlassen, soweit er nachweist, dass er persönlich nicht in 
der Lage ist, die Steuer aus seinem verfügbaren Vermögen 
im Sinne des Absatzes 2 zu begleichen. Ein Erwerber kann 
den Erlass nicht in Anspruch nehmen, soweit er 
begünstigtes Vermögen im Sinne des § 13b Abs. 2 auf 
Grund einer letztwilligen Verfügung des Erblassers oder 
einer rechtsgeschäftlichen Verfügung des Erblassers oder 
Schenkers auf einen Dritten übertragen muss. Satz 2 gilt 
entsprechend, wenn ein Erbe im Rahmen der Teilung des 
Nachlasses begünstigtes Vermögen auf einen Miterben 
überträgt. Überträgt ein Erbe erworbenes begünstigtes 
Vermögen im Sinne des § 13b Abs. 2 im Rahmen der 
Teilung des Nachlasses auf einen Dritten und gibt der 
Dritte dabei diesem Erwerber nicht begünstigtes 
Vermögen hin, das er vom Erblasser erworben hat, erhöht 
sich insoweit der Wert des begünstigten Vermögens des 
Dritten um den Wert des hingegebenen Vermögens, 
höchstens jedoch um den Wert des übertragenen 
Vermögens. 

  
(2) 
Zu dem verfügbaren Vermögen gehören 50 Prozent der 
Summe der gemeinen Werte des 
1. mit der Erbschaft oder Schenkung zugleich 

übergegangenen Vermögens, das nicht zum 
begünstigten Vermögen im Sinne des § 13b Abs. 2 
gehört, und 

2.  dem Erwerber im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer 
(§ 9) gehörenden Vermögens, das nicht zum 
begünstigten Vermögen im Sinne des § 13b Abs. 2 
gehören würde. 

 
(3) 
Die nach Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 verbleibende 
Steuer kann ganz oder teilweise bis zu sechs Monate 
gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine 
erhebliche Härte für den Erwerber bedeuten würde und 
der Anspruch nicht gefährdet erscheint. Eine erhebliche 
Härte liegt insbesondere vor, wenn der Erwerber einen 
Kredit aufnehmen oder verfügbares Vermögen im Sinne 
des Absatzes 2 veräußern muss, um die Steuer entrichten 
zu können. Die §§ 234 und 238 der Abgabenordnung sind 
anzuwenden. § 222 der Abgabenordnung und § 28 
bleiben unberührt.  
 
(4) 
Der Erlass der Steuer nach Absatz 1 Satz 1 steht unter der 
auflösenden Bedingung, dass 
1.  die Summe der maßgebenden jährlichen Lohnsummen 

des Betriebs, bei Beteiligungen an einer 
Personengesellschaft oder Anteilen an einer 

https://www.deubner-steuern.de/


22 
 

Spezialreport & Synopse ErbStG 2016 © Deubner Verlag GmbH & Co. KG Deubner-Steuern.de 
 

Kapitalgesellschaft des Betriebs der jeweiligen 
Gesellschaft, innerhalb von sieben Jahren nach dem 
Erwerb (Lohnsummenfrist) insgesamt die 
Mindestlohnsumme nach § 13a Abs. 10 Nr. 3 bis 5 
unterschreitet. § 13a Abs. 3 Satz 2 und 6 bis 13 gilt 
entsprechend. Unterschreitet die Summe der 
maßgebenden jährlichen Lohnsummen die 
Mindestlohnsumme, vermindert sich der nach Absatz 
1 Satz 1 zu gewährende Erlass der Steuer mit Wirkung 
für die Vergangenheit in demselben prozentualen 
Umfang, wie die Mindestlohnsumme unterschritten 
wird;  

2. der Erwerber innerhalb von sieben Jahren 
(Behaltensfrist) gegen die Behaltensbedingungen 
entsprechend § 13a Abs. 6 Satz 1 verstößt. § 13a Abs. 6 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend; 

3.  der Erwerber innerhalb von zehn Jahren nach dem 
Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9) weiteres 
Vermögen durch Schenkung oder von Todes wegen 
erhält, das verfügbares Vermögen im Sinne des 
Absatzes 2 darstellt. Der Erwerber kann erneut einen 
Antrag nach Absatz 1 stellen. Das verfügbare 
Vermögen nach Absatz 2 ist um 50 Prozent des 
gemeinen Werts des weiteren erworbenen Vermögens 
zu erhöhen.  

Der Verwaltungsakt nach Absatz 1 Satz 1 steht unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs (§ 120 Abs. 2 Nr. 3 der 
Abgabenordnung). Der Verwaltungsakt über den Erlass 
nach Absatz 1 Satz 1 ist bei Eintritt der auflösenden 
Bedingung nach Satz 1 mit Wirkung für die Vergangenheit 
ganz oder teilweise zu widerrufen; § 131 Abs. 4 der 
Abgabenordnung gilt entsprechend.  
 
(5) 
Der Erwerber ist verpflichtet, dem für die Erbschaftsteuer 
zuständigen Finanzamt innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten nach Ablauf der Lohnsummenfrist das 
Unterschreiten der Mindestlohnsumme (Absatz 4 Satz 1 
Nr. 1) anzuzeigen. In den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 Nr. 
2 und 3 ist der Erwerber verpflichtet, dem für die 
Erbschaftsteuer zuständigen Finanzamt den 
entsprechenden Sachverhalt innerhalb einer Frist von 
einem Monat, nachdem der jeweilige Tatbestand 
verwirklicht wurde, anzuzeigen. Die Anzeige ist eine 
Steuererklärung im Sinne der Abgabenordnung. Sie ist 
schriftlich abzugeben. Die Anzeige hat auch dann zu 
erfolgen, wenn der Vorgang nur teilweise zum Widerruf 
des Verwaltungsaktes nach absatz 4 führt.  
 
(6) 
Die Zahlungsverjährungsfrist für die nach Anwendung des 
Absatzes 1 Satz 1 verbleibende Steuer endet nicht vor 
dem Ablauf des fünften Jahres, nachdem das für die 
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Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt von dem 
Unterschreiten der Mindestlohnsumme (Absatz 4 Satz 1 
Nr. 1) oder dem Verwirklichen eines Tatbestands nach 
Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 Kenntnis erlangt.  
 
(7) 
Die Absätze 1 bis 6 gelten in den Fällen des § 1 Abs. 1 
Nr. 4 entsprechend.  
 
(8) 
Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht, wenn ein Antrag nach 
§ 13c gestellt wurde.  

§ 37  
Anwendung des Gesetzes 

 NEU (12)  
Die §§ 10, 13a bis 13d, 19a, 28 und 28a in der Fassung 
des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] finden auf Erwerbe Anwendung, für 
die die Steuer nach dem 30. Juni 2016 entsteht. § 13a 
Abs. 1 Satz 3 und 4 in der Fassung des Artikels 1 des 
Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] findet 
auf frühere Erwerbe Anwendung, für die die Steuer nach 
dem 30. Juni 2016 entsteht. § 13c Abs. 2 Satz 3 bis 5 in 
der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I 
S. …) [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] findet auf frühere Erwerbe 
Anwendung, für die die Steuer nach dem 30. Juni 2016 
entsteht. 
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BewG-Synopse 

BewG a.F. BewG n.F. 

§ 203 Kapitalisierungsfaktor
(1) 
Der in diesem Verfahren anzuwendende 
Kapitalisierungszinssatz setzt sich zusammen aus einem 
Basiszinssatz und einem Zuschlag von 4,5 Prozent.  

(1) 
Der in diesem Verfahren 
anzuwendendeKapitalisierungsfaktor beträgt 13,75 . 

(2)
Der Basiszins ist aus der langfristig erzielbaren Rendite 
öffentlicher Anleihen abzuleiten. Dabei ist auf den Zinssatz 
abzustellen, den die Deutsche Bundesbank anhand der 
Zinsstrukturdaten jeweils auf den ersten Börsentag des 
Jahres errechnet. Dieser Zinssatz ist für alle 
Wertermittlungen auf Bewertungsstichtage in diesem Jahr 
anzuwenden. Das Bundesministerium der Finanzen 
veröffentlicht den maßgebenden Zinssatz im 
Bundessteuerblatt. 

(2) 
Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates den Kapitalisierungsfaktor an die 
Entwicklung der Zinsstrukturdaten anzupassen. 

(3) 
Der Kapitalisierungsfaktor ist der Kehrwert des 
Kapitalisierungszinssatzes.  

§ 205 Anwendungsvorschriften
NEU (11) 
§ 203 in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes vom
… (BGBl. I S. …) [einsetzen: Datum und Fundstelle des
vorliegenden Änderungsgesetzes] ist auf 
Bewertungsstichtage nach dem 31. Dezember 2015 
anzuwenden. 
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Spezialreport Erbschaftsteuergesetz 2016 

Der vom Bundestag am 24.6.2016 beschlossene Gesetzesentwurf zur Unternehmenserbschaftsteuerreform erfuhr 
im Vermittlungsausschuss noch einige punktuelle Änderungen, nachdem der Bundesrat ihm zunächst die 
Zustimmung verweigert hatte. Bundestag und Bundesrat haben die Reform nun am 29.9.2016 bzw. 14.10.2016 
beschlossen. Im Folgenden haben wir für Sie im Detail aufgeführt, welche Änderungen durch die 
Erbschaftsteuerreform auf uns zukommen.  

Begünstigungsfähiges Vermögen 
Zum grundsätzlich begünstigungsfähigen Vermögen gehören wie auch nach bisheriger Rechtslage land- und 
forstwirtschaftliches Vermögen, inländisches Betriebsvermögen, Beteiligungen an Personengesellschaften und unter 
bestimmten Voraussetzungen Anteile an Kapitalgesellschaften. Die zwischenzeitlich geplanten Holdingregelungen, 
wonach Anteile an ausschließlich gewerblich geprägten Personengesellschaften und rein vermögensverwaltenden 
Kapitalgesellschaften nicht mehr begünstigt werden sollten, wurden wieder rausgenommen.  

Begünstigtes Vermögen 
Voraussetzung für die Regelverschonung (85 %-ige Steuerbefreiung) oder die auf Antrag zu gewährende 
Vollverschonung (100 %-ige Steuerbefreiung) ist nunmehr, dass der Wert des erworbenen begünstigten Vermögens 
max. 26 Mio. € beträgt. Bei der Prüfung dieser Grenze sind alle innerhalb von zehn Jahren von derselben Person 
anfallenden Erwerbe zusammenzurechnen. Wird die Grenze von 26 Mio. € überschritten, gilt die unten dargestellte 
„Verschonungsregel bei großem Betriebsvermögen“.  

Die Verschonungsregelungen gelten allerdings nur noch für das begünstigte Vermögen und nicht mehr für das 
Verwaltungsvermögen. Das bislang geltende „Alles-Oder-Nichts-Prinzip“ mit der 50 %-Verwaltungsvermögensgrenze 
wurde aufgehoben. Für die Vollverschonung darf die Verwaltungsvermögensquote jedoch nicht mehr als 20 % 
betragen.  

Nach dem Kompromiss wird an dem bisherigen Begriff des schädlichen Verwaltungsvermögens vom Grundsatz her 
festgehalten. Somit bleiben Betriebsaufspaltungen, Betriebsverpachtungen, Vermietungen im Konzern, 
Beteiligungen und Wertpapiere von Kreditinstituten und Versicherungsunternehmen weiterhin als begünstigtes 
Vermögen erhalten.  

Fremdvermietete Immobilien gehören auch zukünftig grundsätzlich zum Verwaltungsvermögen. Eine Ausnahme 
stellen Grundstücke dar, die vorrangig überlassen werden, um im Rahmen von Lieferungsverträgen dem Absatz von 
eigenen Erzeugnissen und Produkten zu dienen (z.B. von Brauereien vermietete Gaststätten). Ebenfalls bleiben auch 
Wohnungsunternehmen mit mehr als 300 Einheiten begünstigt.  

Erweitert wurde der Verwaltungsvermögenskatalog um Oldtimer, Yachten, Segelflugzeuge und sonstige 
typischerweise der privaten Lebensführung dienende Gegenstände. Dadurch sollen missbilligte Steuergestaltungen 
mit solchen Wirtschaftsgütern verhindert werden.  

Zur Bekämpfung von Cash-Gesellschaften soll es Einschränkungen bei der der Begünstigung von Finanzmitteln 
geben. Die Netto- Finanzmittel (also nach Abzug der Schulden) sind insoweit als Verwaltungsvermögen anzusehen, 
als sie 15 % des Unternehmenswerts (bislang: 20 %) übersteigen. Für diese 15 %-ige Begünstigung von Finanzmitteln 
ist nach der Einigung im Vermittlungsausschuss nun noch zusätzlich erforderlich, dass das begünstigungsfähige 
Vermögen oder nachgeordnete Gesellschaften nach ihrem Hauptzweck einer originär gewerblichen Tätigkeit dienen. 

An sich schädliches Verwaltungsvermögen zählt zum begünstigten Vermögen, soweit sein Netto-Wert (nach Abzug 
der anteiligen Schulden) 10 % des um den Nettowert des Verwaltungsvermögens gekürzten gemeinen Wert des 
Betriebsvermögens nicht übersteigt (sog. Schmutzklausel).  

https://www.deubner-steuern.de/


26 

Spezialreport & Synopse ErbStG 2016 © Deubner Verlag GmbH & Co. KG Deubner-Steuern.de 

Außerdem soll im Todesfall Verwaltungsvermögen, das nach einem vorgefassten Plan des Erblassers innerhalb von 
zwei Jahren einem betrieblichen Zweck zufließt, verschont bleiben (sog. Investitionsklausel). Es empfiehlt sich 
daher, einen Investitionsplan zu verfassen, der von Zeit zu Zeit angepasst wird.  

Generell gilt: Beträgt das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen 90 % oder mehr, ist die Verschonung von der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer insgesamt ausgeschlossen.  

Begünstigung von Familienunternehmen 
Für bestimmte Unternehmen ist ein Vorababschlag auf den Unternehmenswert von bis zu 30 % möglich. Diese 
Regelung soll insbesondere Familienunternehmen entlasten. Voraussetzung ist, dass im Gesellschaftsvertrag bzw. 
der Satzung geregelt ist, dass  

• Entnahmen oder Ausschüttungen höchstens 37,5 % des Gewinnanteils nach Ertragsteuern bzw.
Ausschüttungsbesteuerung betragen dürfen,

• die Beteiligung an der Gesellschaft nur auf Mitgesellschafter, auf Angehörige im Sinne des § 15 AO oder auf eine
Familienstiftung übertragen werden darf, und

• für den Fall des Ausscheidens aus der Gesellschaft eine Abfindung gezahlt wird, die unter dem gemeinen Wert
der Beteiligung liegt.

Diese Regelungen müssen zwei Jahre vor und 20 Jahre nach dem Erwerb rechtlich vorliegen und tatsächlich 
nachgehalten werden.  

Hinweis: Sämtliche Gesellschaftsverträge von Familiengesellschaften sollten zeitnah überprüft und ggf. an die neue 
Regelung angepasst werden, damit für künftige Übertragungen der Vorababschlag in Anspruch genommen werden 
kann.  

Verschonungsregel bei großem Betriebsvermögen 
Die Verschonungsregel bei großem Betriebsvermögen hat sich im Kern gegenüber dem ursprünglichen vom 
Bundestag beschlossenen Gesetzesentwurf nicht geändert. 

Bei einem begünstigten Vermögen von 26 Mio. € oder höher pro Erwerber kann sich der Erwerber alternativ für das 
Abschmelzungsmodell oder für eine individuelle Verschonungsbedarfsprüfung entscheiden. 

Übersteigt der Erwerb beim jeweiligen Erwerber den Wert von 26 Mio. €, schmilzt auf Antrag des Erwerbers der 
Verschonungsabschlag um 1 % pro 750.000 € ab bis zu einem absoluten Höchstbetrag von 90 Mio. € 
(Abschmelzungsmodell). Übersteigt der Erwerb begünstigten Vermögens die Grenze von 90 Mio. €, wird kein 
Verschonungsabschlag mehr gewährt. Eine Sockelverschonung ist nicht mehr vorgesehen.  

Alternativ dazu kann für Erwerbe ab 26 Mio. € eine Verschonungsbedarfsprüfung vorgenommen werden, bei der 
das verfügbare Vermögen zur Tilgung der Steuerschuld genutzt werden muss. Das verfügbare Vermögen umfasst 
dabei 50 % der Summe aus dem mit der Erbschaft oder Schenkung zugleich übergegangenen Privat- und 
Verwaltungsvermögen, das im Übertragungszeitpunkt beim Erwerber vorhandene Privat- und Verwaltungsvermögen 
und derartiges Vermögen, das der Erwerber innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb hinzuerwirbt. Bei einem 
weiteren Erwerb innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb entfällt der Erlass und der Erwerber muss ggf. einen 
erneuten Antrag auf Erlass stellen.  

Lohnsummenregelung 
Im Rahmen der Lohnsummenregelung müssen je nach Verschonungsmodell (Regel- oder Optionsverschonung) 
Löhne und Gehälter für eine bestimmte Zeit nach der Übertragung stabil bleiben.  

https://www.deubner-steuern.de/


27 

Spezialreport & Synopse ErbStG 2016 © Deubner Verlag GmbH & Co. KG Deubner-Steuern.de 

Bisher wurde die Lohnsummenregelung erst bei einer Grenze von 20 Beschäftigten angewandt. Dies wurde vom 
BVerfG beanstandet. Die Prüfung der Lohnsummen soll nun bereits bei einer Unternehmensgröße von mehr als fünf 
Arbeitnehmern greifen. Für Betriebe von sechs bis 15 Beschäftigten gibt es gestaffelte Lohnsummengrenzen. Ab 15 
Beschäftigten darf die Mindestlohnsumme – wie bisher – bei der Regelverschonung 400 % und bei der 
Optionsverschonung 700 % der Ausgangslohnsumme nicht unterschreiten.  

Saisonarbeitnehmer sollen bei der zugrundeliegenden Mitarbeiterzahl nicht mitgezählt werden. 

Hinweis: Gerade für Unternehmen in der Landwirtschaft und der Gastronomie dürfte das Herausfallen von 
Saisonarbeitern erhebliche Bedeutung haben.  

Stundungsmöglichkeit 
Die ursprünglich vorgesehene erweiterte Stundungsmöglichkeit der Erbschaftsteuer im Todesfall wurde im 
Vermittlungsausschuss wieder erheblich eingeschränkt. Die bei Erwerben von Todes wegen auf begünstigtes 
Vermögen entfallende Erbschaftsteuer wird auf Antrag bis zu sieben Jahre gestundet, wobei die Steuer in sieben 
gleichen Beträgen zu tilgen ist und nur noch der erste Jahresbetrag zinslos gestundet wird. Für den verbleibenden 
gestundeten Betrag fallen Zinsen i.H. von 6 % p.a. an. Zudem müssen Lohnsummenregelung und Behaltensfrist 
eingehalten werden, andernfalls die Stundung entfällt.  

Unternehmensbewertung 
Der Kapitalisierungsfaktor beim vereinfachten Ertragswertverfahren nach § 199 ff. BewG, das der Bewertung von 
Einzelunternehmen, Personengesellschaften, nicht notierten Anteilen von Kapitalgesellschaften und freiberuflichem 
Betriebsvermögen dient, wird auf 13,75 festgelegt.  

Hierdurch soll der anhaltenden Niedrigzinsphase und der damit einhergehenden Überbewertung von Unternehmen 
vorgebeugt werden. Nach derzeitigem Stand liegt der Kapitalisierungsfaktor bei 17,86. 

Hinweis: Diese Anpassung kann sich als eine wirkliche Entlastung für alle Fälle von Übertragungen erweisen. 
Insbesondere wird so auch eine realitätsnähere Bewertung erreicht. Gerade im Fall von größeren Unternehmen wird 
man aber kaum um eine Bewertung nach einem detaillierteren Verfahren herumkommen, zumindest als Option. 

Da der niedrigere Kapitalisierungsfaktor rückwirkend für alle Bewertungsstichtage nach dem 31.12.2015 
anzuwenden ist, kann sich dies negativ auf die Verwaltungsvermögensquote auswirken und bei Übertragungen im 
ersten Halbjahr 2016 schlimmstenfalls zu einer Überschreitung der bis zum 30.6.2016 für die Regelverschonung 
geltenden Verwaltungsvermögensgrenze von 50 % führen! Dem müsste ggf. durch Anwendung eines anderen 
anerkannten Bewertungsverfahrens begegnet werden.  

Voraussichtliches Inkrafttreten und Rückwirkung 
Die neuen Verschonungsregelungen treten rückwirkend zum 1. Juli 2016 in Kraft. Der auf 13,75 festgelegte 
Kapitalisierungsfaktor im vereinfachten Ertragswertverfahren soll dagegen auf Übertragungen ab dem 
01.01.2016 anwendbar sein.  
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Fazit 
Das neue Unternehmenserbschaftsteuerrecht enthält ein hoch komplexes Verschonungssystem, welches nicht nur 
den Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts an die Verfassungsmäßigkeit des ErbStG, sondern vor allem der 
politischen Auseinandersetzung geschuldet ist. Eine gezielte Beratung im Vorfeld von Übertragungen erscheint 
unerlässlich.  

Grundsätzlich werden Übertragungen für alle Unternehmen, die über eine Verwaltungsvermögensquote von mehr 
als 10 % verfügen, zukünftig teurer, da das über die 10 %-Grenze hinausgehende Verwaltungsvermögen nicht mehr 
begünstigt ist. Beizeiten sollte daher eine Senkung der Verwaltungsvermögensquote angestrebt werden.  

Für Großunternehmer bedarf es zukünftig einer detaillierten Steuerplanung, um die Nachteile der 26 Mio. €-Grenze 
durch gezielte Gestaltungen aufzufangen.  

Der für Familienunternehmen eingeführte Wertabschlag ist zu begrüßen und kann zu Entlastungen führen, allerdings 
muss auch hier Vorsorge getroffen und die gesellschaftsvertraglichen Regelungen ggf. angepasst werden. Inwiefern 
sich die vom Gesetzgeber geforderte zeitliche Bindung von mehr als 20 Jahren in der Praxis umsetzen lässt, muss sich 
erst noch zeigen.  

Möglicherweise wird sich das Bundesverfassungsgericht bald wieder mit der Erbschaftsteuer befassen, 
da berechtigte Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des neuen Unternehmenserbschaftsteuerrechts 
bestehen.  
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